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(A) 


(C) 


93. Sitzung 


Bonn, den 24. März 1982 

Beginn: 13.06 Uhr 


Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet 

(Vizepräsident Frau Renger betritt den 
Saal — Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aus 
persönlichen Gründen, die ich nicht näher zu erläu- 
tern brauche, hat sich die Eröffnung der Frage- 
stunde durch die für diese Sitzung vorgesehene am- 
tierende Präsidentin Frau Renger etwas verzögert. 
Ich bitte um Nachsicht Ich freue mich aber, eben 
feststellen zu können, daß ich schon wieder abgelöst 
werde. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr viele 
Abgeordnete waren sehr pünktlich da! — 
Zurufe von der SPD: 50 Abgeordnete, aber 
kein Präsident! — Weitere Zurufe) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich bitte sehr um Entschuldi- 
gung. Ich habe mich in der Uhrzeit versehen. Wir 
können aber nun fortfahren. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksachen 9/1481, 9/1489 — 

Ich rufe die Dringliche Frage aus dem Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für innerdeutsche Be- 
ziehungen auf. Herr Parlamentarischer Staatsse- 
kretär Dr. Kreutzmann steht zur Beantwortung der 
Frage des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen) zur 
Verfügung: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die Volkskammer 
der DDR in ihrer Sitzung am Donnerstag dieser Woche ein 
Gesetz verabschieden soll, mit dem der Schußwaffengebrauch 
der DDR-Grenztruppen an der innerdeutschen Grenze formal 
legalisiert werden soll, und welche Schritte hat die Bundesre- 
gierung gegenüber der DDR-Regierung unternommen oder 
wird sie noch unternehmen, um gegen einen solchen Gesetz- 
gebungsakt vorzugehen, der nicht nur dem innerdeutschen 
Grundlagenvertrag sondern auch dem zwischen der DDR und 
ihren Vertragspartnern, darunter der Bundesrepublik 
Deutschland, geltenden Internationalen Menschenrechtspakt 
über bürgerliche und politische Rechte fundamental wider- 
sprechen würde? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Kreutzmann, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kol- 
lege Jäger, die amtliche Nachrichtenagentur der 


DDR, ADN, hat am 16. März 1982 mitgeteilt, daß die 
Volkskammer der DDR in ihrer Sitzung am 25. März 
1982 ein Gesetz über die Staatsgrenze der DDR be- 
handeln wird. Der Inhalt des Gesetzentwurfes ist 
bisher nicht bekannt. Ich bitte um Verständnis da- 
für, daß sich die Bundesregierung zu einem Gesetz- 
gebungsvorhaben der DDR ohne Kenntnis seines 
Inhaltes nicht äußern kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Parlamentari- 
scher Staatssekretär, geht die Bundesregierung da- 
von aus, daß dieser Gesetzentwurf etwas anderes pj 
zum Inhalt haben wird als die formale Legalisierung 
des derzeit durch interne Behördenanweisungen ge- 
regelten Schießbefehls an der innerdeutschen 
Sperr anlage? 

Dr. Kreutzmann, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jäger, auch das wäre eine Spekulation. Auszuschlie- 
ßen ist es auf keinen Fall, daß auch andere Probleme 
in bezug auf die Grenze in einem solchen Gesetzent- 
wurf geregelt werden sollen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
hat sich die Bundesregierung in irgendeiner Form 
über diesen Inhalt des geplanten Gesetzes Gewiß- 
heit verschafft oder erkundigt, um gegebenenfalls 
bei Feststellung von Verstößen gegen die innerdeut- 
schen Vereinbarungen und gegen die Menschen- 
rechtsakte rechtzeitig eine Demarche durch die 
Ständige Vertretung vornehmen zu können? 

Dr. Kreutzmann, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jäger, Sie können davon ausgehen, daß der Gesetz- 
entwurf, wenn er vorliegt, sehr gründlich überprüft 
werden wird und daß dann auch erforderlichenfalls 
entsprechende Maßnahmen seitens der Bundesre- 
gierung eingeleitet werden, die nicht nur in einer 
Presseerklärung bestehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. — Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 
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Vizepräsident Frau Renger 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf. Herr Parlamentarischer Staatssekretär Gallus 
steht zur Beantwortung zur Verfügung. Frage 1 der 
Frau Abgeordneten Dr. Hartenstein: 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem 
vom Europäischen Parlament am 12. März 1982 gefaßten Be- 
schluß, die Einfuhr von Jungrobbenfellen in die Mitgliedslän- 
der der EG zu verbieten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Frau 
Kollegin, der Beschluß des Europäischen Parla- 
ments, die Einfuhr von Jungrobbenfellen in die Mit- 
gliedsländer der EG zu verbieten, richtet sich an die 
EG-Kommission und nicht an die einzelnen Mit- 
gliedsländer. Es bleibt abzuwarten, wie die EG-Kom- 
mission auf diesen Beschluß reagieren wird, insbe- 
sondere ob sie dem Ministerrat ein Einfuhrverbot 
für Jungrobbenfelle vorschlägt. Eine Stellungnahme 
der Bundesregierung ist zur Zeit noch nicht möglich, 
da zunächst der Vorschlag der Kommission im ein- 
zelnen abgewartet werden muß und erst dann die 
Haltung der Bundesregierung festgelegt werden 
kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Staatssekretär, 
gehe ich fehl in der Annahme, daß die Bundesrepu- 
blik ihrerseits in Brüssel initiativ werden könnte, 
um dem Beschluß des Europäischen Parlaments zu 
entsprechen, nämlich bald eine EG-Richtlinie zu- 
stande zu bringen, die ein einheitliches Verbot der 
Einfuhr von Robbenfellen zum Ziele hat? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, nach- 
dem das Europäische Parlament entschieden hat, ist 
alles eingeleitet Es bedarf keiner weiteren Anstren- 
gung von seiten der Bundesregierung. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Har- 
tenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Staatssekretär, 
wie beurteilt die Bundesregierung die von zahlrei- 
chen Wissenschaftlern vertretene Auffassung, daß 
bei allen Seehundarten heute ein deutlicher Rück- 
gang der Bestände festzustellen ist, und ist die Bun- 
desregierung auf Grund dieser Tatsache bereit, bei 
der nächsten Konferenz über das Washingtoner Ar- 
tenschutzübereinkommen darauf zu drängen, daß 
alle gefährdeten Seehundarten in die Liste der zu 
schützenden Tiere aufgenommen werden? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, Tatsa- 
che ist, wie Sie eben durch Ihre Frage bestätigt ha- 
ben, daß die zwei Robbenarten, um die es sich hier 
dreht und deren Junge zur Zeit gefangen bzw. getö- 
tetwerden, nicht im Washingtoner Artenschutzüber- 
einkommen enthalten sind, weil sie nach der Auffas- 
sung der Wissenschaftler und der zuständigen Gre- 
mien bisher nicht als gefährdet galten. 

Natürlich ist die Bundesregierung stets bereit, 
laufend zu überprüfen, ob Arten nicht in den kom- 


menden Jahren doch in eine Situation hineingera- (C) 
ten, bei der man um deren Bestand fürchten müßte; 
dann wird die Bundesregierung in Ihrem Sinne un- 
verzüglich entsprechende Anträge stellen. Voraus- 
setzung ist jedoch, daß entsprechende Gutachten 
von Wissenschaftlern vorgelegt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Ich rufe die Frage 2 der Frau Abgeordneten 
Dr. Hartenstein auf: 

Welche Veränderungen wird die seit mehr als zwei Jahren 
angekündigte Import- und Exportverordnung im Hinblick auf 
den Import von Jungrobbenfellen in die Bundesrepublik 
Deutschland enthalten? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, der 
Entwurf einer Verordnung über die Einfuhr und 
Ausfuhr wildlebender Tiere und wildwachsender 
Pflanzen — gemäß § 23 des Bundesnaturschutzge- 
setzes — , der zur Zeit dem Bundesrat zur Zustim- 
mung vorliegt, sieht auch eine Verbesserung der 
Rechtslage beim Import von Jungrobbenfellen vor. 

Nach der vorgeschlagenen Neuregelung soll die Ein- 
fuhr von Robbenfellen künftig einer Genehmigung 
bedürfen. Damit erhalten die zuständigen Behörden 
der Bundesrepublik Deutschland z. B. die Möglich- 
keit zu überprüfen, ob die beantragte Einfuhr von 
Jungrobbenfellen unter Artenschutzgesichtspunk- 
ten unbedenklich ist oder nicht. 

Wird bei der Überprüfung im Einzelfall festge- 
stellt, daß das Töten von Robben den Fortbestand ^ 
der betreffenden Robbenpopulation gefährdet, so 
wird die Einfuhr nicht zugelassen. Die Neuregelung 
gibt jedoch nicht die Möglichkeit, die Einfuhr von 
Jungrobbenfellen lediglich aus Tierschutzgründen 
abzulehnen, da dies das Bundesnaturschutzgesetz 
als Rechtsgrundlage nicht zuläßt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Har- 
tenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Darf ich Sie zunächst 
daran erinnern, Herr Staatssekretär, daß Sie mir vor 
mehr als zwei Jahren, nämlich im November 1979, in 
einer Fragestunde geantwortet haben, daß der Ent- 
wurf der Import- und Exportverordnung noch in die- 
sem Jahre, also 1979, dem Bundesrat zugeleitet wer- 
den solle und daß dann die Import- und Exportrege- 
lung so schnell wie möglich erlassen werde, und darf 
ich Sie nun fragen, welches die Gründe für diese 
enorme Verzögerung von über zwei Jahren sind? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, diese 
Import- und Exportverordnung ist sehr weitrei- 
chend, insbesondere dahin gehend, daß grundsätz- 
lich alle wildlebenden Pflanzen- und Tierarten, ob 
sie nun dem Washingtoner Artenschutzübereinkom- 
men unterliegen oder nicht, erfaßt werden sollen 
und ihre Einfuhr einer Genehmigung bedürfen soll. 

Dies hat umfangreiche Verhandlungen mit den Ver- 
bänden und den Ländern nach sich gezogen, weil die 
Länder über weite Strecken hinweg der Auffassung 
waren, daß diese Verordnung erhebliche Kosten mit 
sich bringen würde. 
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(A) Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir zu — Sie tun das nach den gegebe- 
nen Erklärungen wahrscheinlich nicht — , daß die 
von der Bundesregierung jetzt vorgesehene Rege- 
lung bezüglich des Imports von Jungrobbenfellen 
äußerst kompliziert ist, und wäre es insofern nicht 
wirksamer und auch klarer, in die Import- und Ex- 
portverordnung eine Klausel einzufügen, die ein ein- 
deutiges Verbot des Imports von „Whitecoats“ ent- 
hält? 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Herr Staatssekre- 
tär. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, wir 
können die Einfuhr der Tierarten, die nicht im 
Washingtoner Artenschutzübereinkommen im An- 
hang I oder II aufgeführt sind, nicht rundweg verbie- 
ten. Der Anhang II besagt, daß diese Tiere oder Pro- 
dukte von diesen Tieren mit Genehmigung einge- 
führt werden können. 

Nach dieser Import- und Exportverordnung kann 
allerdings nun auch so vorgegangen werden — das 
ist das Weitestreichende, was wir erreichen kön- 
nen — , daß z. B. bei der Einfuhr von 5 000 Robbenfel- 
len — auch bei den zwei Arten, die nicht im Washing- 
toner Artenschutzübereinkommen aufgeführt sind 
— die Genehmigungsbehörden intervenieren kön- 
nen, wenn in dem Gebiet, wo die Tiere getötet oder 
gefangen worden sind, also regional, der Bestand ge- 
( ' fährdet ist. Das ist das Äußerste, was wir erreichen 
können. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Die Frage 3 des Herrn Abgeordneten Dr. Möller 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für innerdeutsche Bezie- 
hungen. Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. 
Kreutzmann steht zur Beantwortung zur Verfü- 
gung. 

Ich rufe die Frage 4 des Abgeordneten Jagoda 
auf. 

Welche Regelung für Tagesaufenthalte in der DDR gibt es 
für den Fall, daß eine Schulklasse, deren Schulstandort im rei- 
seberechtigten Gebiet der Bundesrepublik Deutschland liegt 
und die aus Schülern zusammengesetzt ist, die teilweise im 
reiseberechtigten Gebiet und teilweise außerhalb dieses Ge- 
biets wohnen, einen gemeinsamen Tagesaufenthalt in der 
DDR durchführen will? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Kreutzmann, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kol- 
lege Jagoda, der in Ihrer Frage dargestellte Sachver- 
halt ist im Rahmen der Bestimmungen, die für den 
grenznahen Verkehr gelten, nicht speziell geregelt. 
Wie Sie wissen, bemüht sich die Bundesregierung 
um Erleichterungen im Reiseverkehr zwischen den 


beiden Staaten. Sie ist dabei an einer möglichst (C) 
großzügigen Pauschalregelung interessiert, die 
komplizierte Einzelregelungen für einen derartigen 
Fall praktisch unnötig machen sollte. 

Falls Sie einen konkreten Fall geregelt haben 
möchten, bitte ich Sie, meinem Haus die Einzelhei- 
ten mitzuteilen. Es wird dann geprüft, ob und wie- 
weit den Betroffenen geholfen werden kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Jagoda. 

Jagoda (CDU/CSU): Wann werden die Bemühun- 
gen der Bundesregierung, pauschale Erleichterun- 
gen zu erreichen, von Erfolg gekrönt sein? 

Dr. Kreutzmann, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jagoda, die Bundesregierung hat ja eine Menge von 
Pauschalerleichterungen erreicht. Ich weise nur auf 
das Problem des grenznahen Verkehrs selber hin. 

Dies war ja eine großangelegte Bemühung, Erleich- 
terungen zu schaffen. Man konnte erreichen, daß im 
Rahmen des grenznahen Verkehrs die Bewohner 
des grenznahen Gebiets in jedem Vierteljahr neun 
Fahrten und im ganzen Jahr 36 Fahrten auf eine Ge- 
nehmigung hin machen können. 

Das Problem, das Sie wahrscheinlich haben — wir 
kommen ja aus demselben Wahlkreis; ich nehme an, 
es handelt sich um eine Fahrt der Christophorus- 
Schule — , ist ja, daß nicht nur Schüler dabei sind, die 
aus der Umgebung der Schule stammen, sondern zu 
einem erheblichen Teil auch Schüler aus Gebieten 
außerhalb des grenznahen Bereichs und selbst Aus- (D) 
länder. 

Ich möchte sagen: Das Zweckmäßigste — wenn 
ich den Rat geben darf — wäre in diesem Fall, daß 
sich die Schule an ein Reiseunternehmen wendet, 
das dann die Visabeschaffungen in einem erledigt, 
so daß damit die Schwierigkeiten beseitigt werden 
könnten. 

Ich darf noch einmal betonen: Soweit Schwierig- 
keiten im Einzelfall bestehen, bin ich gern bereit, Ih- 
nen zu helfen. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, unab- 
hängig von der angebotenen Lösung muß ich sagen: 

Es handelt sich zwar um unseren Wahlkreis, aber es 
geht darum, daß der Schulstandort Marburg-Bieden- 
kopf im grenznahen Bereich ist, während die Stadt 
Hatzfeld, von der Schüler nach Biedenkopf zur 
Schule gehen, nicht in diesem Bereich ist. Dort sind 
die Schwierigkeiten aufgetreten. Ich reiche Ihnen 
eine Schilderung dieses Falls gern nach. Ich wäre Ih- 
nen dankbar, wenn Sie versuchen könnten, diesen 
konkreten Fall zum Anlaß zu nehmen, in Verhand- 
lungen mit der Regierung der DDR zu erreichen, daß 
bei Schulfahrten hier eine Lösung gefunden werden 
kann, die vor Ort praktizierbar ist 

Dr. Kreutzmann, Pari. Staatssekretär: Wir wollen 
uns des Problems gern noch einmal annehmen, Herr 
Kollege Jagoda. Sie wissen auf der anderen Seite, 
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Pari. Staatssekretär Dr. Kreutzmann 
(A) daß die Abgrenzung dieses Gebietes von der DDR 
möglichst eng gehalten wird. Sonst könnte sie ja den 
grenznahen Verkehr noch weit mehr ausdehnen. Es 
sind ja Bemühungen im Gang gewesen. Ich denke 
daran, daß man beispielsweise die Stadt Hamburg 
einbeziehen wollte. Hier gibt es Schwierigkeiten. 
Wir müssen uns bemühen, auch in Zukunft die Mög- 
lichkeiten zu verbessern. 


Vizepräsident Frau Renger: Ich danke Ihnen, Herr 
Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Brück steht zur 
Beantwortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Sei- 
ters auf: 

Treffen Pressemeldungen (Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung vom 13. Februar 1981) zu, daß die Deutsche Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH seit Jahren be- 
strebt ist, den von Fachleuten als billig, einfach zu bedienen 
und für Entwicklungsländer sehr geeignet gerühmten Ein- 
fachschlepper „Pico-Trac" zu blockieren, obwohl aus der Drit- 
ten Welt seit langem ernsthafte Anfragen nach diesem 
Schlepper vorliegen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Brück, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Kollege 
Seiters, diese Pressemeldungen treffen nicht zu. Im 
Jahr 1976 wurde die Idee an das Bundesministerium 
( B ) für wirtschaftliche Zusammenarbeit herangetragen, 
die Entwicklung eines einfachen, robusten, war- 
tungsarmen und preiswerten Universalackergeräts 
zu fördern. Es sollte aus lokal verfügbaren Kompo- 
nenten der Kfz-Industrie im jeweiligen Einsatzland 
gebaut werden. 

Nach Prüfung dieser Konzeption wurden ihre In- 
itiatoren, die Entwicklungsgemeinschaft Universal- 
ackergerät, abgekürzt EG-UAG, von der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit, abge- 
kürzt GTZ, beauftragt, vier Prototypen eines solchen 
Universalackergerätes zu entwickeln. Der Initiator 
der Pico-Trac-Entwicklung war zu diesem Zeitpunkt 
Partner der EG-UAG und arbeitete als solcher an 
der Entwicklung des Universalackergerätes mit. 

Auf Grund von internen Auseinandersetzungen 
zwischen den Partnern der EG-UAG, auf welche die 
GTZ keinen Einfluß hatte, schied der Initiator der 
Pico-Trac-Entwicklung im März 1979 aus der EG- 
UAG aus. Der Vertrag mit der GTZ wurde von der 
EG-UAG erfüllt. Sein Ergebnis war die Entwicklung 
eines Einfachschleppers mit der Bezeichnung Multi- 
trac. 

Nach seinem Ausscheiden aus der EG-UAG reali- 
sierte der Initiator der Pico-Trac-Entwicklung die 
Idee eines Einfachschleppers in einer dem Multitrac 
ähnlichen Version. Unterlagen über Prototypen sei- 
ner Version, d. h. über den Pico-Trac, legte er der 
GTZ erstmals im Februar 1981 vor. Von einer jahre- 
langen Blockierung des Pico-Trac durch die GTZ 
kann daher schon aus zeitlichen Gründen nicht die 
Rede sein. 


Die GTZ hat sich nach der Entwicklung des Multi- (C) 
trac nicht in der Lage gesehen, dem Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit die Förde- 
rung der Weiterentwicklung des Pico-Trac in der 
Bundesrepublik Deutschland zu empfehlen, weil da- 
mit zwei im wesentlichen gleiche Konzepte finan- 
ziert würden. Sie ist aber der Auffassung, daß die bei 
der Entwicklung des Multitrac und des Pico-Trac ge- 
machten Erfahrungen für eine Verbesserung der in 
den Entwicklungsländern selbst gebauten Einfach- 
schlepper genutzt werden können. In Betracht 
kommt hier vor allem eine Konstruktions- und Ferti- 
gungsberatung im Rahmen von Projekten der Tech- 
nischen Zusammenarbeit. 

Maßnahmen in dieser Richtung können erst dann 
ergriffen werden, wenn entsprechende Anträge von 
den Regierungen der Entwicklungsländer gestellt 
werden. Regierungsanträge, welche die Realisie- 
rung des Pico-Trac-Konzepts in den Entwicklungs- 
ländern zum Ziel haben, liegen aber bisher nicht 
vor. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit hat den Initiator der Pico-Trac-Ent- 
wicklung davon unterrichtet, daß es neben der Tech- 
nischen Zusammenarbeit, die einen entsprechenden 
Regierungsantrag voraussetzt, auch privatwirt- 
schaftlich orientierte Förderungsinstrumente gibt, 
deren Anwendung nicht an diese Voraussetzung ge- 
knüpft ist. Es handelt sich hierbei um die Finanzie- 
rungsmöglichkeiten durch die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau, das Technologieprogramm, das die Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau verwaltet, und die Deut- 
sche Gesellschaft für wirtschaftliche Zusammenar- (D) 
beit, abgekürzt DEG. Diese Instrumente sind aller- 
dings nur anwendbar, wenn der Technologiegeber 
ein Joint venture mit einem Partner in einem Ent- 
wicklungsland eingeht. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär 
und Herr Fragesteller, vielleicht darf ich Sie beide 
bitten, entsprechend der Geschäftsordnung kurze 
Fragen zu stellen und kurze Antworten zu geben. 
Herzlichen Dank. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Und verständliche! — 

Liedtke [SPD]: Was heißt denn „Pico-Trac“ 
auf deutsch?) 

Seiters (CDU/CSU): Die Frage war kurz, Frau Prä- 
sidentin. 

Herr Staatssekretär, angesichts der Tatsache, daß 
offensichtlich das Bundesministerium und auch die 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit einer 
Förderung des Pico-Trac eher ablehnend gegenüber- 
stehen, frage ich Sie: Wie beurteilen Sie denn den 
Umstand, daß etwa das Bundesland Bremen durch 
eine eigene finanzielle Förderung für den Einsatz 
des Pico-Trac, in Bangladesch gesorgt hat und auch 
das Land Niedersachsen zur finanziellen Förderung 
bereit ist? 

Brück, Pari. Staatssekretär: Frau Präsidentin, ich 
bitte um Entschuldigung. Aber angesichts der Tatsa- 
che, daß diese mehr technische Frage in der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages behandelt wird, 
wofür ich nicht verantwortlich bin, wollte ich eine 
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Pari. Staatssekretär Brück 

(A) sehr ausführliche Antwort geben, damit jeder der 
Anwesenden die Zusammenhänge versteht. 

Vizepräsident Frau Renger: Mit einem Problem; 
Kein Mensch weiß, was eigentlich dieser Pico-Trac 
ist. Aber das ist nun wieder eine andere Sache. 

(Beifall) 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Brück, Pari. Staatssekretär: Nun zu Ihrer Frage, 
Herr Kollege Seiters: Ich muß dazu eine grundsätzli- 
che entwicklungspolitische Bemerkung machen. 
Unser Ziel ist die Verbesserung der Landwirtschaft 
in den Entwicklungsländern. Da geht es darum, wie 
man die Landwirtschaft auf einfache Art mechani- 
sieren kann. Aber wir denken viel mehr in eine an- 
dere Richtung, nämlich der Nutzung der tierischen 
Kraft für landwirtschaftliche Arbeiten, wie das ja 
auch bei uns in Europa der Fall war. Das heißt, die 
Schaffung eines einfachen Traktors — das sollten 
der Pico-Trac und der Multitrac sein — ist nur ein 
Zweig. Auf keinen Fall ist daran gedacht worden, 
diese Traktoren in der Bundesrepublik Deutschland 
zu produzieren und sie dann zu exportieren; sie soll- 
ten immer in den Entwicklungsländern selbst herge- 
stellt werden. Was wir uns vorgestellt hatten, war, 
eine Idee zu geben, wie man es machen könnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Seiters. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie be- 

(B) urteilen Sie denn die Anforderungen aus den Ent- 
wicklungsländern gegenüber dem bei der GTZ ent- 
wickelten Modell? 

Brück, Pari. Staatssekretär; Wir wissen, daß solche 
einfachen Traktoren schon in den Entwicklungslän- 
dern selbst hergestellt werden, Herr Kollege Seiters. 
Wenn ein Entwicklungsland daran interessiert ist, 
den Pico-Trac zu produzieren, dann ist es das Ein- 
fachste der Welt, wenn man den Erfinder des Pico- 
Trac um Rat fragt, mit der Produktion dort beginnt 
und das auf kommerzieller Basis macht. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön. — Zu- 
satzfrage, Herr Abgeordneter Jagoda. 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, solche technischen Fragen in Zukunft nicht 
nur ausführlich, sondern auch so verständlich zu be- 
antworten, daß z. B. die Zuhörer, die dieser Frage- 
stunde hier beiwohnen, beim Verlassen des Saales 
wissen, was hier geantwortet worden ist? 

Brück, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich habe 
soeben schon gesagt: Ich habe diese Frage für die 
Fragestunde des Deutschen Bundestages nicht ge- 
stellt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fühlte mich nur verpflichtet, sie zu beantworten, 
und glaubte, ich müßte dies ausführlich tun. Daß es 
mir dann trotzdem nicht gelungen ist, es für Sie alle 
verständlich zu machen, liegt daran, daß ich die Ant- 
wort nicht noch länger machen wollte. 


Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- (C) 
geordneter Würtz. 

Würtz (SPD): Herr Staatssekretär, sind Ihnen die 
beiden Schreiben der den Multitrac produzierenden 
Firma an den Bremer Senator für Wirtschaft und 
Außenhandel und an die niedersächsische Ministe- 
rin für Wirtschaft und Verkehr zum Thema der Dop- 
pelförderung eines solchen Projekts bekannt? 

Brück, Pari. Staatssekretär: Die sind mir nicht be- 
kannt. Herr Kollege Würtz, es ist in der Tat so, daß 
sich Parlamentarische Staatssekretäre nicht Tag für 
Tag mit Pico-Trac und Multitrac beschäftigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD). Herr Staatssekretär, wenn bei 
dem Pico-Trac und dem Super-Multitrac zu erwar- 
ten ist, daß diese herrliche Entwicklungslinie uns 
verlorengeht: Glauben Sie denn, daß wir — und das 
ist sehr ernst gemeint — in den Entwicklungslän- 
dern mit unserem einfachen technischen Gerät vor- 
ankommen, oder sind der Multi- und Pico-Trac unbe- 
dingt erforderlich, um den Völkern in geeigneter 
Weise zu helfen? 

Brück Pari. Staatssekretär: Ich habe schon gesagt, 

Herr Kollege Urbaniak, daß wir vor allem auch 
daran denken, tierische Kraft zu nutzen, d. h. Ochsen 
oder auch Kühe anzuspannen, so wie das in der Ver- 
gangenheit bei uns in Europa war. Wir haben ge- 
dacht, daß man in den Entwicklungsländern mit vor- (D) 
handenen Teilen ein Gerät produzieren könnte, d. h. 
daß man sich — mit dem Motor eines Autos, den Rä- 
dern von Lkws und einigen T- und U-Trägern — ein 
Gerät baut, das wartungsarm ist. Ich habe versucht, 
all das in dieser langen Antwort darzustellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hornhues. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Frau Präsidentin, wenn 
ich mir die Anmerkung erlauben darf: Der Staatsse- 
kretär hat doch relativ gut dargelegt, um was es geht. 

— Meine Frage: Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß Sie der festen Überzeugung 
sind, daß der Multitrac auf jeden Fall der bessere 
von den beiden ist? 

Brück, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Horn- 
hues, ich bin kein Ingenieur. Ich habe soeben im 
Handbuch nachgesehen: Sie und die anderen Frage- 
steller sind es auch nicht. Ich muß mich auf das Ur- 
teil der Ingenieure verlassen, die hier ihre Gutach- 
ten abgeben. Die haben gesagt: Sie sind sich im 
Grunde gleich; man muß nicht noch einmal etwas 
fördern. Ich kann auch nichts dafür, daß sich der Er- 
finder des Pico-Trac mit den Erfindern des Multitrac 
zerstritten hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Rayer. 

Rayer (SPD): Herr Staatssekretär, sieht die Bun- 
desregierung vielleicht noch in Zukunft eine Chan- 
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(A) ce, die beiden Projekte im Sinne eines multifunktio- 
nellen Pico-Trac zusammenzuführen? 

(Heiterkeit) 

Brück, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
würde mich hier auf das freie Unternehmertum ver- 
lassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 6 des 
Herrn Abgeordneten' Freiherr von Schorlemer auf: 

In welchen Punkten widerspricht der „Pico-Trac“ den von 
der GTZ und dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit entwickelten Vorstellungen einer konstrukti- 
ven Entwicklungshilfe und eines sinnvollen Einsatzes von 
Steuergeldern zugunsten der Entwicklungsländer? 

Brück, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege von 
Schorlemer, die Konzeption, die dem Pico-Trac zu- 
grunde liegt, widerspricht nicht den Vorstellungen 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und der Deutschen Gesellschaft für Tech- 
nische Zusammenarbeit von einer konstruktiven 
Entwicklungszusammenarbeit und einem sinnvol- 
len Einsatz von Steuergeldern, wenn sie dazu ge- 
nutzt wird, die schon in vielen Entwicklungsländern 
praktizierte Fertigung von Einfachschleppern durch 
Konstruktions- und Fertigungsberatung in diesen 
Ländern zu verbessern. Eine solche Beratung 
könnte im Rahmen von Projekten der Technischen 
Zusammenarbeit gefördert werden, wenn entspre- 
chende Anträge von Regierungen der Entwicklungs- 
länder vorliegen, wobei allerdings die Fertigung von 
Einfachschleppern vorzugsweise von Privatunter- 

(B) nehmen organisiert werden sollte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter. 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, bin ich richtig informiert, daß die GTZ noch 
im Juni 1981 erklärt hat, die Pico-Trac-Idee sei 
grundsätzlich förderungswürdig? 

Brück, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich habe 
eben schon deutlich gemacht, daß sich die Pico-Trac- 
Idee nicht wesentlich von der Multitrac-Idee unter- 
scheidet. Und da die Multitrac-Idee von der Gesell- 
schaft für Technische Zusammenarbeit gefördert 
worden ist, gäbe es grundsätzlich auch kein Hinder- 
nis. Aber es gibt doch keinen Sinn, Herr Kollege, et- 
was doppelt zu fördern. Im übrigen möchte ich an 
Sie als Abgeordneten der CDU doch appellieren, ein 
bißchen marktwirtschaftlicher zu denken. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter von Schorlemer. 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, kann ich Ihrer letzten Antwort entnehmen, 
daß von seiten des BMZ den Entwicklungsländern 
nur die sogenannte Multitrac-Idee angeboten wor- 
den ist? 

Brück, Pari. Staatssekretär: Wenn Entwicklungs- 
länder mit der Bitte an uns herantreten, ihnen Kon- 
struktionszeichnungen zu geben, Anregungen zu ge- 


ben, fachlichen Rat zu geben, wie man einen solchen (C) 
Einfachtraktor bauen könnte, dann werden wir das 
tun. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Würtz, Sie 
haben noch eine Zusatzfrage. 

Würtz (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie davon ge- 
sprochen haben, daß sich Pico- und Multitrac von 
der Idee her nicht wesentlich unterscheiden, hätte 
ich gern gewußt, ob sich diese beiden Modelle im 
Preis etwas unterscheiden. 

Brück, Pari. Staatssekretär: Ich habe mir Fotos der 
Modelle angesehen. Sie unterscheiden sich nicht we- 
sentlich. Ich glaube auch nicht, daß sie sich im Preis 
wesentlich unterscheiden. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 7 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hornhues auf: 

Ist es zutreffend, daß am 20. März 1981 im Auftrag der GTZ 
zwei international anerkannte Wissenschaftler den Prototyp 
des „Pico-Trac“ geprüft und positiv beurteilt haben, ohne daß 
dem Eigentümer und Geldgeber der GTZ, nämlich dem Bun- 
desministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit, bis 
Ende Januar 1982 davon Kenntnis gegeben wurde? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Brück, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hornhues, es trifft zu, daß am 20. März 1981 zwei 
Wissenschaftler auf Veranlassung der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) 
zwei Prototypen des Pico-Trac besichtigt haben, um 
zu klären, ob er sich für eine Prüfung durch die Deut- 
sehe Landwirtschaftsgesellschaft (DLG) eigne. Dies 
geschah auf die Bitte des Initiators der Pico-Trac- 
Entwicklung. Beide Fachleute unterstrichen in der 
Berichterstattung, daß die besichtigten Prototypen 
zwar sinnvolle Ansätze aufweisen, aber noch einer 
erheblichen technischen Weiterentwicklung bedür- 
fen. Die GTZ sah keine Veranlassung, eine Finanzie- 
rung dieser Weiterentwicklung aus Öffentlichen Mit- 
teln in der Bundesrepublik Deutschland zu befür- 
worten, da sehr ähnliche Versionen dieses Geräts in 
den Entwicklungsländern selbst hergestellt werden. 

Die GTZ hält es für sinnvoll, die Verbesserung von in 
Entwicklungsländern selbst gebauten Einfach- 
schleppern durch Konstruktions- und Fertigungsbe- 
ratung vor Ort zu fördern. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit war vom Stand der Pico-Trac -Ent- 
wicklung und von der Besichtigung des Pico-Trac 
nicht erst seit Januar 1982, sondern schon seit April 
1981 unterrichtet. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Hornhues. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wenn Sie das Gesamte nehmen, beide Elemente und 
die Vorlaufgeschichte, sind Sie dann zufrieden mit 
dem, was dort an Steuergeldern investiert worden 
ist, und dem, was dabei herausgekommen ist? 

Brück, Pari. Staatssekretär: Ich glaube, die Rat- 
schläge, die wir den Entwicklungsländern geben 
können, sind durchaus sinnvoll. Was ich nicht gern 
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(A) möchte, ist, daß wir uns in den Streit zwischen Erfin- 
dern einmischen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Gibt es neben dem Streit 
zwischen Erfindern, den Sie angesprochen haben, 
auch noch einen Streit zwischen den Entwicklern 
und gegebenenfalls vorhandenen Interessen ande- 
rer Art im wirtschaftlichen Bereich? 

Brück, Pari. Staatssekretär: Wir hatten nur ein In- 
teresse: auf einfache Art die Landwirtschaft in Ent- 
wicklungsländern zu mechanisieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Kol- 
lege Seiters. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, nach- 
dem die beiden Worte „Pico-Trac“ und „Multi trac“ zu 
ein bißchen Heiterkeit beigetragen haben, möchte 
ich doch die ernste Frage stellen: Sind Sie denn be- 
reit, das ernster zu nehmen, was in dem Artikel der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ vom 13. Februar 
zum Ausdruck kommt, der die Überschrift trägt: 
„Wie Entwicklungshilfe schon zu Hause stecken- 
bleibt“? 

Brück, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Seiters, 
da ich den Beruf eines Redakteurs erlernt habe, bin 
ich immer bereit, Zeitungsartikel ernst zu nehmen. 

(Walther [SPD]: Ein Fehler!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich danke Ihnen, Herr 
Staatssekretär. 

Die Frage 8 des Herrn Abgeordneten Dr. Hennig 
soll auf dessen Wunsch schriftlich beantwortet wer- 
den. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters des Innern auf. Herr Staatssekretär Dr. Fröh- 
lich steht zur Beantwortung der Fragen zur Verfü- 
gung. 

Die Fragen 13 und 14 des Herrn Abgeordneten 
Bergerowski sollen auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Struck auf: 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, in wel- 
cher Weise die niedersächsische Landesregierung die ihr vom 
Bund zum Ausgleich für alle im Zusammenhang mit dem ge- 
planten Konzept „integriertes Entsorgungszentrum Gorle- 
ben“ gewährten Mittel in Höhe von 200 Millionen DM ver- 
wandt hat und welche Nachweise sie darüber erbracht hat? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Wenn der Herr Abgeordnete einverstan- 
den ist, würde ich seine beiden Fragen gern im Zu- 
sammenhang beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Ja. — Dann rufe ich 
auch die Frage 16 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Struck auf: 


Für welchen Zeitraum gilt diese Vereinbarung, und beab- (C) 
sichtigt die Bundesregierung eine Verlängerung dieser Ver- 
einbarung zu geänderten Bedingungen? 

Bitte. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Bei dem genannten 
Betrag, Herr Abgeordneter, handelt es sich um Lei- 
stungen des Bundes für die Jahre 1979 bis 1982 an 
das Land Niedersachsen auf Grund der Verwal- 
tungsvereinbarung vom 9. Februar 1979 über die Re- 
gelung der finanziellen Auswirkungen des Geneh- 
migungs- und Planfeststellungsverfahrens für An- 
lagen der nuklearen Entsorgung in Gorleben. Mit 
diesen Zahlungen sollen die zusätzlichen finanziel- 
len Belastungen von Land, Landkreis und betroffe- 
ner Gemeinde vom Bund abgegolten werden. 

Bei Abschluß der Verwaltungsvereinbarung ließ 
sich noch nicht absehen, welche zusätzlichen finan- 
ziellen Belastungen im Zusammenhang mit dem ge- 
planten Endlager bei Gorleben im einzelnen auf die 
niedersäcbsischen Behörden zukommen würden. 
Prognosen dieser Art sind auch derzeit im Hinblick 
auf die Belastungen in der Zukunft außerordentlich 
ungewiß. Daher einigte man sich auch zur Vermei- 
dung eines unvertretbar aufwendigen bürokrati- 
schen Verfahrens auf den Grundsatz der Pauschal- 
leistungen. 

Bei Abschluß der Vereinbarung, die eine Laufzeit 
von zehn Jahren hat, legte man sich auf eine Pau- 
schale von 200 Millionen DM für die Jahre 1979 bis 
1982 fest. Die Höhe der Pauschalleistungen für die 
folgenden Jahre blieb offen. Es ist damit zu rechnen, 
daß Niedersachsen noch im Lauf dieses Jahres mit (T) , 
der Bundesregierung Verhandlungen über die Fest- 
legung künftiger Pauschalleistungen aufnehmen 
wird. Diese Verhandlungen werden von der Bundes- 
regierung mit Blick auf eine zügige Verwirklichung 
ihres Entsorgungskonzeptes geführt werden. Es ver- 
steht sich allerdings von selbst, daß eine Bestands- 
aufnahme über die bisher in Niedersachsen entstan- 
denen zusätzlichen Belastungen und die zweckge- 
bundene Verwendung der bereits gezahlten Bundes- 
mittel erfolgen wird, bevor im einzelnen weitere 
Zahlungszusagen für die Jahre ab 1983 in Betracht 
kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, könnten Sie 
Auskunft darüber geben, mit welchem Anteil der 
vom Bund zugewandten Mittel der insbesondere be- 
troffene Landkreis Lüchow-Dannenberg vom Land 
Niedersachsen bedacht worden ist? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
darüber kann ich Ihnen keine Auskunft geben, weil 
es im Sinne der pauschalierten Leistungen an das 
Land liegt, daß wir im Augenblick keine Buchhal- 
tung über die Aufteilung dieser Mittel führen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 

Herr Dr. Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung bei den Verhandlungen über die 
Verlängerung dieses Abkommens von der nieder- 
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Dr. Struck 

(A) sächsischen Landesregierung zusätzlich zu den bis- 
her vereinbarten Bedingungen verlangen, daß eine 
gesonderte Einzelabrechnung über die zur Verfü- 
gung gestellten Mittel erfolgen soll? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich kann den Absprachen, die mit Niedersachsen im 
Laufe dieses Jahres getroffen werden, nicht vorgrei- 
fen. Ich glaube, wir werden aber auch künftig ein 
möglichst unbürokratisches und wenig verwaltungs- 
aufwendiges Verfahren wählen. 

Vizepräsident Frau R enger: Dritte Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun- 
desregierung mit mir der Meinung, daß diese zusätz- 
lichen Zahlungen des Bundes an das Land Nieder- 
sachsen im wesentlichen zur Milderung der dem 
Landkreis Lüchow-Dannenberg und den in ihm 
wohnenden Bürgern entstandenen zusätzlichen fi- 
nanziellen Belastungen gedacht waren? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
der Landkreis ist nur eine der drei Verwaltungsin- 
stanzen, die mit zusätzlichen Lasten bedacht wer- 
den. Auch das Land hat z. B. für die Aufwendungen 
für die Polizei zusätzliche Lasten zu tragen. Auch für 
die Kommunen wird Ähnliches gelten. Es gilt, hier 
einen fairen Schlüssel zu finden, der die drei Betei- 
ligten zufriedenstellt. 

Vizepräsident Frau Renger: Vierte Zusatzfrage, 

(B) bitte. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, wann rech- 
nen Sie damit, daß die Verhandlungen über die Ver- 
längerung dieses Abkommens mit eventuell geän- 
derten Modalitäten beendet sein werden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich weiß nur, daß sie 
bald beginnen werden, weil das Land Niedersachsen 
bereits seine Verhandlungsbereitschaft signalisiert 
hat. Sie müßten wohl vor Ablauf der geltenden Zah- 
lungsperiode beendet werden, d. h. also vor Ablauf 
dieses Jahres. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie mir angesichts Ihrer Ausführung darin 
zustimmen, daß die groß aufgemachte Überschrift 
einer Zeitung — die in den letzten Wochen sonntags 
überraschend umsonst an die Bevölkerung verteilt 
wurde — „Albrecht läßt 200 Millionen verschwin- 
den“, dann an den Realitäten etwas vorbeigeht? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich würde so pfiffige 
Überschriften von Zeitungen nicht allzu ernst als ob- 
jektive Aussage bewerten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, et- 
was ernsthafter gefragt: Diese Aussage ist also nicht 
korrekt? 


Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, (C) 
wir haben keinen Grund, dem Land Niedersachsen 
derzeit Vorhaltungen über eine nicht korrekte Ver- 
wendung dieser Mittel zu machen. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfragen 
stehen nicht an. 

Ich rufe die Frage 17 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jobst auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bemühungen, im 
Raum Schwandorf eine Wiederaufarbeitungsanlage zu er- 
richten, und ist sie bereit, diese Bestrebungen zu unterstüt- 
zen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
im Beschluß der Regierungschefs von Bund und 
Ländern vom 28. September 1979 ist bekräftigt wor- 
den, daß die sichere Gewährleistung der Entsorgung 
eine der unabdingbaren Voraussetzungen für die 
weitere Nutzung der Kernenergie in der Bundesre- 
publik Deutschland darstellt. Deshalb begrüßt die 
Bundesregierung die Bereitschaft auch der bayeri- 
schen Staatsregierung, einen Antrag auf Errichtung 
und Betrieb einer Wiederaufarbeitungsanlage zu 
prüfen. Die Bundesregierung mißt der zügigen Er- 
richtung einer Wiederaufarbeitungsanlage auf der 
Grundlage des erreichten Wissensstandes zur Wei- 
terentwicklung und Demonstration dieser Technik 
große Bedeutung bei. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Jobst. 

(D) 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, stim- 
men Sie mir zu, daß die Bundesregierung, die für die 
Entsorgung von Brennstoffabfällen aus Kernkraft- 
werken zuständig ist, auch die Aufgabe hat, in der 
betreffenden Region, also vor Ort, sich für ein sol- 
ches Projekt zu engagieren, was auch durch Aufklä- 
rung und Ausräumen von nicht zutreffenden Be- 
hauptungen geschehen kann, die die Bevölkerung 
verunsichern? Sollte die Bundesregierung nach Ih- 
rer Meinung nicht eindeutige Stellungnahmen dazu 
abgeben? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich weiß nicht, Herr 
Abgeordneter Jobst, wie Sie sich das Tätigwerden 
der Bundesregierung unmittelbar vor Ort vorstellen. 

Ich darf darauf hinweisen, daß die Bundesregierung 
eine klare Stellungnahme zu diesem ganzen Pro- 
blem abgegeben hat, z. B. in der Dritten Fortschrei- 
bung des Energieprogramms. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf 
ich davon ausgehen, daß auch in Bonn in den Mini- 
sterien Zeitungen gelesen werden. Ist der Bundesre- 
gierung bekannt, daß zwischen der Haltung der 
Bundesregierung in dieser Frage und der Haltung 
der Koalitionspartei SPD in dem betreffenden Un- 
terbezirk ein erheblicher Widerspruch vorhanden 
ist und daß die Mandatsträger der SPD im Schwan- 
dorfer Raum den Bau einer Wiederaufarbeitungsan- 
lage massiv ablehnen? Meinen Sie nicht, daß auch in 
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Dr. Jobst 

(A) dieser Beziehung auf den Koalitionspartner in der 
Region eingewirkt werden müßte? 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, nun ist 
der Herr Staatssekretär sicherlich nicht dazu da, auf 
Fragen der parteiinternen Auseinandersetzung zu 
antworten. Wenn Sie aber unabhängig davon zur Sa- 
che antworten wollen, bitte schön, Herr Staatssekre- 
tär. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Das war eine sachli- 
che Frage!) 

— Sie sollen mich nicht korrigieren, Herr Kollege! 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich will den ersten 
Teil Ihrer sachlichen Frage gern beantworten. In der 
Bundesregierung werden sehr viele Zeitungen gele- 
sen. 

Zum zweiten Teil darf ich sagen, daß die Bundes- 
regierung eine klare Stellungnahme zum Entsor- 
gungskonzept abgegeben hat und daß im übrigen die 
politische Auseinandersetzung zwischen den Par- 
teien von der Bundesregierung nicht beeinflußt wer- 
den kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Stiegler, bitte. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie es 
für zweckmäßig, wenn eine Landesregierung in ei- 
nem Fall wie Schwandorf der dortigen Bevölkerung 
sagt: „Wir untersuchen die Standortgeeignetheit nur 
an einem Standort“, während viele mögliche Stand- 

(B) orte in Frage kommen? Hielten Sie es nicht für bes- 
ser, daß auf breiterer Ebene Standorträume unter- 
sucht würden, um beim Bürger nicht den Eindruck 
zu erwecken, daß eine Region mit besonderen wirt- 
schaftlichen Nachteilen geradezu erpreßt werden 
soll, in eine Richtung zu gehen, während andere 
Räume aus politischen Gründen von vornherein aus 
der Untersuchung ausgeschlossen werden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich bitte um Verständnis, daß ich grundsätzlich 
keine Zensuren über das Verhalten einer Landesre- 
gierung erteilen möchte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre- 
tär, ist Ihnen bekannt, daß gegen die Wiederaufbe- 
reitungsanlage Widerstände bei breiten Bevölke- 
rungsschichten und auch bei allen Parteien — auch 
der CSU — vorhanden sind? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Aus der bereits er- 
wähnten Lektüre verschiedener Zeitungen ist uns 
das bekannt, Frau Abgeordnete. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Walther. 

Walther (SPD): Frau Präsidentin, ich wollte das- 
selbe fragen, nämlich ob Zeitungsberichte zutreffen 
— der Herr Staatssekretär hat ja gesagt, im Bundes- 
ministerium würden viele Zeitungen gelesen — , 


nach denen im Stadtrat von Schwandorf sich die (C) 
CSU mit großer Nachhaltigkeit gegen die Errichtung 
einer Wiederaufbereitungsanlage ausgesprochen 
hat? 

Vizepräsident Frau Renger: Das ist offensichtlich 
der Fall. 

(Walther [SPD]: Wenn das noch einmal be- 
stätigt werden könnte, Frau Präsidentin!) 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie es im Hinblick auf die Realisierung des inte- 
grierten Entsorgungskonzeptes des Bundes und der 
Länder als zweckdienlich ansehen, wenn die Bun- 
desregierung, etwa vertreten durch den Herrn Bun- 
desinnenminister, in Schwandorf vor Ort die Not- 
wendigkeit und grundsätzliche sicherheitstechni- 
sche Verantwortbarkeit einer derart geplanten Wie- 
deraufarbeitungsanlage darstellte? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 

Sie wissen sehr gut, wer hier Entscheidungen zu 
treffen hat, wer für die Standortprüfungen zustän- 
dig ist. Das ist nicht der Bundesminister des Innern. 

Ich glaube, daß ein Auftritt des Bundesministers des 
Innern in Schwandorf vor Ort die Aufgaben und Ver- 
antwortungen verschieben würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Fellner. 

(D) 

Fellner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da Sie si- 
cher nicht erwarten, daß der CSU-Stadtrat von 
Schwandorf Sie als Regierung in dieser Frage unter- 
stützt, frage ich Sie: Würden Sie dann zumindest ge- 
genüber den im Hause anwesenden Kollegen der 
SPD den Wunsch äußern, die Bestrebungen der Bun- 
desregierung, die Sie gerade noch einmal betont ha- 
ben, doch zumindest mit dem notwendigen politi- 
schen Nachdruck zu unterstützen und nicht billigen 
Wahlkampf in dieser Sache zu machen? 

Vizepräsident Frau Renger: Das ist — wenn Sie mir 
gestatten, das zu sagen — natürlich nicht Aufgabe 
der Bundesregierung. Sie haben Ihre Frage gestellt; 
eine Antwort ist nicht erforderlich, Herr Staatsse- 
kretär. 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Pfeffer- 
mann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem in dieser Fragestunde deutlich geworden 
ist, daß es sich nicht ausschließlich um ein parteipo- 
litisches Problem handelt, sondern offensichtlich um 
ein Problem der bayerischen Landesregierung und 
der Bundesregierung mit der dort ansässigen Bevöl- 
kerung und Vertretern verschiedenster Parteien, 
frage ich Sie: Erkennen Sie unter diesen Gesichts- 
punkten an, daß die Bundesregierung ihrerseits 
durchaus ein höheres Maß der Verpflichtung zur 
Aufklärung empfinden und es nicht bei der aus- 
schließlichen Beobachtung dieses Raumes durch die 
Presse bewenden lassen sollte? 
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(A) Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, es 
sind gewisse Empfindlichkeiten der bayerischen 
Staatsregierung bekannt, wenn es darum geht, daß 
die Bundesregierung am Ort in Dingen tätig wird, 
sich äußert zu Dingen, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: In dieser Fra- 
ge?) 

die zunächst vom Lande in dessen Verantwortung 
zu betreiben sind. Ich möchte mich nicht in einen 
Konflikt mit der bayerischen Staatsregierung durch 
unangemessenes Auftreten am Ort verwickeln las- 
sen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Linsmeier. 

Linsmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, unter 
Berücksichtigung der eben gegebenen Antwort 
frage ich Sie: Können Sie Zusagen, daß der Minister 
nach einer entsprechenden ausdrücklichen Einla- 
dung der bayerischen Staatsregierung nach 
Schwandorf kommen und dort das Konzept in die- 
sem Sinne vertreten würde? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Wenn eine ausdrückli- 
che Einladung vorliegt, wird der Bundesminister des 
Innern darauf sicher eine angemessene Antwort ge- 
ben, Herr Abgeordneter. 

(Linsmeier [CDU/CSU]: Wird er dann die 
Einladung annehmen?) 

Vizepräsident Frau Renger: Halt! 

(B) Ich rufe die Frage 18 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jobst auf: 

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, daß es nir- 
gends auf der Welt eine funktionierende Wiederaufarbei- 
tungsanlage für Kernbrennstäbe gibt, wie sie im Raum 
Schwandorf geplant ist? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das trifft nicht zu. Die von der Deutschen Gesell- 
schaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstof- 
fen für den Standortraum Schwandorf geplante Wie- 
deraufarbeitungsanlage von 350 Jahrestonnen 
Durchsatz soll oxidische Brennstoffe aus Leichtwas- 
serreaktoren aufarbeiten. 

Eine Wiederaufarbeitungsanlage gleichen Typs 
und vergleichbarer Größe ist die Anlage in La Hague 
in Frankreich, die seit 1976 in Betrieb ist und seit- 
dem in jährlich steigenden Mengen insgesamt etwa 
360 t Brennstoff erfolgreich aufgearbeitet hat. 

Die Erweiterung dieser Anlage auf doppelte Kapa- 
zität ist in Angriff genommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Jobst 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich 
möchte Sie noch einmal fragen: Meinen Sie nicht, 
daß die Bundesregierung solchen Behauptungen, 
wie sie in meiner Frage enthalten sind und wie sie 
draußen anzutreffen sind — und die zur Verunsiche- 
rung der Bevölkerung führen — , entgegentreten 
müßte, und sind Sie nicht auch der Auffassung, daß 
die Gesellschaft für Wiederaufarbeitung, wenn sie es 
macht, als Interessenvertreterin abgestempelt wird, 


wobei zu bedenken ist, daß die Bundesregierung — (C) 

wie Sie selbst betont haben — die Pflicht hat, dafür 
zu sorgen, daß eine entsprechende Endlagerung und 
Wiederaufarbeitung von abgebrannten Kernbrenn- 
stäben erfolgt? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
wenn hier in der Tat ein Informationsdefizit der Be- 
völkerung in diesen Fragen vorliegen sollte, wird die 
Bundesregierung — wenn die bayerische Staatsre- 
gierung das wünscht — gerne mit dieser über die Be- 
hebung dieses Defizits sprechen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz- 
fragen. 

Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Risiken administra- 
tiver Maßnahmen zur Dosisbegrenzung über den Ingestions- 
pfad bei extrem seltenen Störfällen in Kernkraftwerken, wie 
sie von allen Kernenergie nutzenden Staaten vorgesehen 
sind, und wie vereinbart sie ihre Auslegung des § 28 Abs. 3 der 
Strahlenschutzverordnung mit den Euratom-Grundnormen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
im Hinblick auf die vorausgegangene Kritik fürchte 
ich, diese Frage läßt sich wirklich nicht allgemein- 
verständlich beantworten. Ich muß von vornherein 
um Nachsicht dafür bitten. 

Administrative Maßnahmen zur Dosisbegrenzung 
bei Strahlenexpositionen über den Ingestionspfad, 
z. B. schnelles Einsammeln kontaminierter Nah- 
rungsmittel, gehören in die Kategorie von Notfall- ^ 
Schutzmaßnahmen, die in der Bundesrepublik 
Deutschland ebenso wie in anderen Kernenergie 
nutzenden Staaten vorgesehen sind. Diese Maßnah- 
men dienen der Minimierung der Schadensfolgen. 

Sie dürfen jedoch nicht die in der Strahlenschutz- 
verordnung — § 28 Abs. 3 — zwingend vorgeschrie- 
benen baulichen und sonstigen technischen Schutz- 
maßnahme ersetzen, wenn — insbesondere unter 
dem Gesichtspunkt der Eintrittswahrscheinlichkeit 
— die Einhaltung der Dosisgrenzwerte als Maß- 
nahme der Gefahrenabwehr zwingend geboten ist. 
Extrem unwahrscheinliche Ereignisabläufe, die Sie 
mit Ihrer Frage offenbar ansprechen wollen, fallen 
dagegen nicht in den Anwendungsbereich des § 28 
Abs. 3. Die insoweit zulässigen administrativen 
Maßnahmen zur Risikominimierung sind grund- 
sätzlich mit Unsicherheiten bezüglich ihrer vollstän- 
digen Durchführung sowie mit gewissen Risiken für 
das durchführende Personal verbunden. 

Die EG-Richtlinie vom 15. Juni 1980 über die 
Grundnormen für den Strahlenschutz enthält keine 
dem § 28 Abs. 3 der Strahlenschutzverordnung ent- 
sprechende Regelung über die Planung von Schutz- 
maßnahmen gegen Störfälle von Kernkraftwerken. 

Eine verbindliche Vorgabe durch EG-Recht besteht 
somit nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da Sie 
in Ihrer Antwort auf die Frage der Eintrittswahr- 
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(A) scheinlichkeit eines dieser Störfälle abgehoben ha- 
ben, darf ich Sie fragen: Können Sie mir — größen- 
ordnungsmäßig — sagen, in welchen Zeiträumen 
auf der Grundlage etwa der Daten der Deutschen Ri- 
sikostudie mit Unfällen in deutschen Kernkraftwer- 
ken gerechnet werden muß, bei denen ohne die nun 
von der Bundesregierung zusätzlich geforderten 
Maßnahmen eine Dosisbegrenzung administrativ 
erforderlich würde? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich kann Ihnen eine seriöse Antwort auf diese sehr 
komplizierte fachliche Frage wirklich nicht geben. 
Ich bin aber gern bereit, Ihnen eine sachkundige 
schriftliche Antwort zukommen zu lassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage dazu. 

Dann rufe ich die Frage 20 des Abgeordneten 
Laufs auf: 

Welche Zeitplanung verfolgt die Bundesregierung bei der 
von ihr angekündigten Novellierung des Bundesdatenschutz- 
gesetzes? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, in 
der Aussprache über den 4. Bericht des Bundesbe- 
auftragten für den Datenschutz in der Plenarsitzung 
am 11. Februar 1982 hat Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär von Schoeler für die Bundesregie- 
rung angekündigt, daß der Bundesminister des In- 
nern in den kommenden Wochen einen Referenten- 
entwurf zur Novellierung des Bundesdatenschutz- 
gesetzes vorlegen werde. Die Vorbereitung des Ent- 

( B ) wurfs steht vor dem Abschluß. Die Versendung des 
Referentenentwurfs an die Bundesressorts, Länder 
und — wegen der Zeitknappheit — auch schon an 
die Verbände wird dann in der ersten Aprilhälfte er- 
folgen können. Gleichzeitig wird zu Besprechungen 
etwa für den Monat Juni eingeladen werden. Mit der 
Einbringung eines Regierungsentwurfs kann daher 
in der Zeit nach der Sommerpause gerechnet wer- 
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 21 des Herrn Abgeordneten 
Walther auf: 

Wie viele Bundesgrenzschutzbeamte alten Rechts, die sich 
zu BaL- Lehrgängen gemeldet haben und von ihren zuständi- 
gen Dienstvorgesetzten als dafür geeignet angesehen wurden, 
sind vom Bundesminister des Innern vorläufig oder endgültig 
hierfür nicht angenommen worden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
im Mai 1981 wurden dem Bundesminister des In- 
nern von den Grenzschutzkommandos insgesamt 
1 374 Polizeivollzugsbeamte alten Rechts gemeldet, 
die von den zuständigen Dienstvorgesetzten als für 
die Ausbildung zum Beamten auf Lebenszeit geeig- 
net angesehen worden sind. Von diesen 1 374 Beam- 
ten wurden zwischenzeitlich 825 von den Grenz- 
schutzkommandos im Rahmen eigener Zuständig- 
keit zur BaL-Ausbildung zugelassen. Die Zulassung 
der übrigen 549 Polizeivollzugsbeamten alten 
Rechts ist aus personalwirtschaftlichen Gründen 
nicht mehr möglich, weil für diese Beamten keine 


geeigneten Funktionen mehr zur Verfügung stehen, (C) 
in denen sie bis zum Ende ihrer Dienstzeit, also bis 
zum 60. Lebensjahr, verwendet werden können. 
Diese Beamten müssen ja auf Dauer ausschließlich 
im Bundesgrenzschutz verwendet werden, weil sie 
von den Länderpolizeien im Rahmen der getroffe- 
nen Vereinbarungen nicht übernommen werden. 

Eine Inanspruchnahme dafür — also auch für le- 
bensältere Beamte — geeigneter Funktionen aus- 
schließlich für Polizeivollzugsbeamte alten Rechts 
würde eine weitere Verschlechterung der ohnehin 
schon ungünstigen Altersstruktur im mittleren Poli- 
zeivollzugsdienst des Bundesgrenzschutzes und 
eine Erschwerung der Übernahme von Polizeivoll- 
zugsbeamten des Bundesgrenzschutzes durch die 
Länder bedeuten. Insbesondere würde aber die Ziel- 
setzung des BGS-Personalstrukturgesetzes unter- 
laufen und den Beamten neuen Rechts, die einen 
Rechtsanspruch auf Lebenszeitanstellung haben, 
die Perspektive für berufliches Fortkommen im 
Bundesgrenzschutz genommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Walther. 

Walther (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß einer Reihe von 
jetzt nicht zugelassenen Beamten Zusagen gemacht 
worden sind — im Bedarfsfall kann ich Ihnen solche 
nachreichen — , und wie beurteilen Sie die Tatsache, 
daß sich solche Beamte darauf eingestellt haben, 
beim Bundesgrenzschutz bleiben zu können, jetzt 
aber auf einmal in der Luft hängen? 

(D) 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das ist ein Thema, über das wir sehr eingehend auch 
mit den Personalvertretungen gesprochen haben. 

Ich habe auch den Personalvertretungen erklärt, 
daß wir dann, wenn in der Tat auf Zusagen und auf 
einen sich daraus ergebenden Vertrauensschutz be- 
gründet Bezug genommen werden kann, Härtefallö- 
sungen suchen werden. Aber das kann sich nur um 
die Regelung von Einzelfällen handeln. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Walther. 

Walther (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie auf die 
Funktionen, um die es gehen müßte, abgehoben ha- 
ben, darf ich fragen, ob es zutreffend ist, daß es sich 
bei denjenigen Beamten, die abgelehnt worden sind, 
fast durchweg um Funktionsträger handelt, deren 
Funktionen auch dann beibehalten werden, wenn es 
über 20, 25 oder 30 Jahre hinausgeht? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich unterstelle, daß das tatsächlich weitgehend zu- 
trifft. Aber auch diese Funktionen — ich wiederhole 
noch einmal: Funktionen, die ein Beamter bis zum 
Ende seiner Dienstzeit, bis zum 60. Lebensjahr 
wahrnehmen kann — können wir nicht ausschließ- 
lich mit Beamten alten Rechts besetzen. Wir haben 
die dafür geeigneten Funktionen spitz ausgerechnet. 

Es sind im Bundesgrenzschutz etwa 10 100 Stellen, 
die für Dauerverleib im Bundesgrenzschutz geeig- 
net sind. Von diesen Stellen haben wir bereits 60 % 
mit Beamten alten Rechts besetzt. Wir müssen nun 
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(A) für die jungen Beamten, die eingestellt werden und 
einen Rechtsanspruch darauf haben, als Lebenszeit- 
beamte übernommen zu werden, eine berufliche 
Perspektive und Verwendungsmöglichkeiten im 
Bundesgrenzschutz aufrechterhalten, sonst laufen 
sie uns weg. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 22 
des Abgeordneten Walther auf: 

Welcher Schaden entsteht dem Bundeshaushalt durch 
diese Ablehnungen (Berufsförderungskosten, Abfindungen, 
Nachversicherung, Ausbildungskosten für dafür neu einzu*. 
stellende Beamte usw.)? 


Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
der Schadensbegriff ist in diesem Zusammenhang 
sehr relativ. Ein überalterter und damit weniger lei- 
stungsstarker Bundesgrenzschutz ist, abgesehen 
von Sicherheitsgesichtspunkten, auch haushaltsmä- 
ßig eher belastend. Die Ansprüche ausscheidender 
Beamter sind gesetzlich begründet, und die Kosten 
sind im Haushalt veranschlagt. Man kann, wie ich 
meine, nicht von einem Schaden sprechen, wenn ge- 
setzlich vorgesehene Leistungen in Anspruch ge- 
nommen werden. Ich möchte auch nicht von einem 
Schaden sprechen, wo es sich in Wirklichkeit um 
eine verantwortungsbewußte Personalwirtschaft 
handelt, die die künftige Verwendungsfähigkeit des 
Bundesgrenzschutzes sicherstellt. Ich bin nämlich 
sicher, daß auch Sie, Herr Abgeordneter, sich keinen 
Bundesgrenzschutz vorstellen können, dessen Ver- 
(B) bände einen überproportional hohen Anteil von 50- 
bis 60jährigen Beamten enthalten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Walther, 

Walther (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie von 
verantwortungsvoller Personalpolitik gesprochen 
haben, darf ich Sie fragen, welcher Aspekt verant- 
wortungsvoller Personalpolitik dazu beigetragen 
hat, das Grenzschutzkommando Mitte besonders 
schlecht zu behandeln. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Sie kennen die Ge- 
schichte, die zur Aufstellung des Grenzschutzkom- 
mandos West geführt hat. Wir mußten diese Grenz- 
schutzkommando, ohne weitere Stellen zu erhalten, 
aus dem Bestand der anderen Kommandos heraus- 
schneiden. Das war eine außerordentlich schwierige 
Operation. Sie wissen, daß die Situation beim Grenz- 
schutzkommando West Zug um Zug verbessert wor- 
den ist, und zwar weitgehend zu Lasten der anderen 
Kommandos. Ich glaube nicht, daß es berechtigt ist, 
zu sagen, daß das Grenzschutzkommando West 
schlechter behandelt wird. 

(Walther [SPD]: Dann wird es jetzt gut be- 
handelt, Herr Staatssekretär?) 

— Sie haben vom Grenzkommando West gespro- 
chen? 

(Walther [SPD]: Ich habe nach Mitte ge- 
fragt!) 


— Dann war es ein Hörfehler. 

(Walther [SPD]: Frau Präsident, der Staats- 
sekretär hat offenbar eine falsche Antwort 
gegeben, weil er mich akustisch falsch ver- 
standen hat!) 

Herr Abgeordneter, das Grenzschutzkommando 
Mitte ist nicht schlechter behandelt worden als alle 
anderen Kommandos. 

(Walther [SPD]: Aber natürlich!) 

Es ist genauso wie alle anderen Kommandos zu den 
Lasten herangezogen worden, die sich durch die 
Haushaltskürzungen ergeben haben, also durch den 
Verlust von Stellen, den wir zu verkraften hatten. Es 
hat den proportional gleichen Beitrag wie der ge- 
samte Bundesgrenzschutz geleistet. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Walther. 

Walther (SPD): Herr Staatssekretär, da ich die 
Richtigkeit Ihrer Antwort bezweifle — und zwar 
nachdrücklich bezweifle — , frage ich Sie: Sind Sie 
bereit, noch einmal zu überprüfen, ob die Antwort, 
die Sie eben gegeben haben, wirklich zutreffend ist, 
und sind Sie, wenn Ihre Überprüfung ergibt, daß Sie 
eine falsche Antwort gegeben haben, bereit, mir 
schriftlich eine bessere Antwort zu geben? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich bin zu allem be- 
reit, was dazu dient, Ihnen die Überzeugung zu ver- 
mitteln, daß wir hier wirklich nach bestem Wissen 
und Gewissen handeln. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön. 

Ich rufe Frage 23 des Herrn Abgeordneten Lins- 
meier auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deutschen Bundes- 
tag einen Änderungsentwurf zum Gesetz über die Deutsche 
Welle vorzulegen, oder geht — wenn dies nicht der Fall sein 
sollte — die Bundesregierung davon aus, daß das geplante 
Fernsehprogramm der Deutschen Welle in den USA auf Kurz- 
welle verbreitet wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Frage eines Änderungsentwurfs zum Gesetz 
über die Deutsche Welle bzw. zum Bundesrundfunk- 
gesetz könnte sich nur dann stellen, wenn zu den 
von Ihnen angesprochenen Plänen der Deutschen 
Weile bereits eine Entscheidung der Bundesregie- 
rung vorläge. Dies ist indessen, wie Ihnen der Parla- 
mentarische Staatssekretär von Schoeler auf Ihre 
Schriftliche Frage am 14. Dezember 1981 mitgeteilt 
hat, nicht der Fall. 

Keinesfalls könnte jedoch ein Fernsehprogramm 
der Deutschen Welle in den USA auf Kurzwelle ver- 
breitet werden. Bewegtbilder benötigen eine breit- 
bandige Übertragungskapazität, die die Kurzwelle 
nicht zu bieten vermag. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Linsmeier. 

Linsmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön- 
nen Sie mir darüber hinaus bestätigen, daß auch die 
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(A) Finanzierung von Programmen über Werbung der 
gegenwärtigen rechtlichen Grundlage der Deut- 
schen Welle, dem Bundesrundfunkgesetz, nicht ent- 
sprechen würde und daß auch insoweit eine Ände- 
rung des Gesetzes notwendig wäre? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich möchte dazu im Augenblick nicht Stellung neh- 
men, weil, wie Sie wissen, über diese Themen in den 
zuständigen Gremien der Anstalt noch gesprochen 
wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Linsmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ausge- 
hend davon, daß das Bundesinnenministerium die 
Rechtsaufsicht ausübt, bitte ich Sie, Ihre Antwort so 
zu präzisieren, daß sie meiner Frage insoweit ge- 
recht wird, als klargestellt wird, ob, falls entspre- 
chend entschieden wird, Änderungen des Gesetzes 
notwendig sind oder nicht. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Keine Frage!) 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Falls das entschieden 
wird, sind, soweit ich es bisher überblicke, Änderun- 
gen des Gesetzes nicht notwendig. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Ich rufe Frage 25 des Herrn Abgeordneten 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

— Herr Kolb, ich habe Sie nicht gesehen. Sie haben 
noch eine Zusatzfrage. 

(Kolb [CDU/CSU]: Nein, eine Frage, 

Nr. 24!) 

— Es tut mir schrecklich leid, Herr Kolb, aber sie 
steht nicht auf meinem Plan. Vielleicht fällt sie unter 
ein anderes Ressort. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD: 

Nr. 24!) 

— Einen Moment! Bei mir kommt nach der Frage 23 
die Frage 25. Frage 24 betrifft ein anderes Ressort. 
Wir kommen darauf zurück. 

(Kolb [CDU/CSU]: Arbeit und Sozialord- 
nung!) 

— In Ordnung, vielen Dank. 

Jetzt rufe ich Frage 25 des Herrn Abgeordneten 
Neumann (Bramsche) auf: 

Welches Ergebnis hat die Arbeit der Bund-Länder- Kommis- 
sion zu der Aufnahme von Flüchtlingen aus humanitären 
Gründen, das bis zum 5. März 1982 vorliegen sollte, und wel- 
che Folgen hat dieses Ergebnis für die Aufnahme der von der 
„Cap Anamur“ geretteten Flüchtlinge? 

Bitte schon. Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Die auf Vorschlag der 
Bundesregierung eingesetzte Bund-Länder-Arbeits- 
gruppe „Ausländerpolitik“ hat „Verfahrensgrund- 
sätze für die Aufnahme von Ausländern aus huma- 
nitären Gründen“ erarbeitet. Die Verfahrensgrund- 
sätze sind in der Besprechung des Bundeskanzlers 
mit den Regierungschefs der Länder am 5. März 


1982 gebilligt worden. Lediglich das Land Nieder- (C) 
Sachsen hat sich ein abweichendes Verfahren Vorbe- 
halten. 

In den Verfahrensgrundsätzen ist vorgesehen, daß 
die Aufnahme neuer Kontingentflüchtliche nur noch 
in außergewöhnlichen Situationen in Betracht gezo- 
gen werden soll. Ferner ist für die Aufnahme Vor- 
aussetzung, daß sie das einzige Mittel ist, Menschen- 
leben zu retten, und daß sie im Rahmen einer inter- 
nationalen Hilfsaktion erfolgt. Eine weitere Bedin- 
gung ist, daß alle Länder der Aufnahme vorab und 
vorbehaltlos zustimmen. 

Diese Aufnahmebedingungen gelten grundsätz- 
lich auch für private Aktionen wie die der „Cap Ana- 
mur“. Um dem Schiff dennoch die Fortsetzung sei- 
ner Rettungstätigkeit zu ermöglichen, bemüht sich 
die Bundesregierung um eine Beteiligung anderer 
europäischer Staaten an der Aufnahme vietnamesi- 
scher Bootsflüchtlinge. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Neumann. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatssekretär, 
bedeutet dies, da die Aufnahmegarantie in den näch- 
sten Tagen oder Wochen erlischt, daß die „Cap Ana- 
mur“ keine Flüchtlinge mehr aus Seenot retten 
kann? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Es bedeutet, Herr Ab- 
geordneter, daß dann, wenn die 600 zugesagten Auf- 
nahmeplätze konsumiert sind — und im Augenblick ^ 
stehen davon nur noch rund 70 zur Verfügung — , in 
der Tat keine Gewähr dafür besteht, daß aufgenom- 
mene Flüchtlinge von den deutschen Bundeslän- 
dern aufgenommen werden. Damit entfällt de facto 
— da gebe ich Ihnen recht — die Möglichkeit, die 
Fahrten fortzusetzen, es sei denn, es finden sich an- 
dere Staaten, die eine Aufnahmezusage geben, oder 
es ergibt sich eine bilaterale Vereinbarung mit dem 
Land Niedersachsen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Neumann. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatssekretär, 
hat die Bund-Länder-Kommission für diesen Fall 
Vorschläge gemacht, was mit den Flüchtlingen pas- 
siert, die dann auf der „Cap Anamur“ vorhanden sein 
werden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich gehe davon aus, daß die Schiffsführung und das 
Komitee, das hinter der „Cap Anamur“ steht, wissen, 
daß diese Fahrten nicht mehr fortgesetzt werden 
können, wenn nicht die Aufnahme von aufgenom- 
menen Flüchtlingen gesichert ist. Es wäre von der 
Schiffsführung ein meines Erachtens problemati- 
sches Verfahren, Leute aufzunehmen, die sie nach 
jetziger Sachlage nicht mehr vom Boot ab setzen 
kann. 

Vizepäsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Hirsch. 



5570 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 93. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 24. März 1982 


Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, besteht zwi- 
schen Bund und Ländern Übereinstimmung dar- 
über, daß die Quote von Asylbewerbern, die von den 
Ländern aufgenommen werden müssen, nicht durch 
die Aufnahme von Kontingentsflüchtlingen ausge- 
schöpft werden kann? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Darüber besteht Über- 
einstimmung. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. Ich rufe Frage 26 des Herrn Abgeordneten 
Neumann (Bramsche) auf: 

Warum sind entgegen dem Kabinettbeschluß vom Herbst 
1981 die Fraktionen des Deutschen Bundestages nicht an der 
Arbeit der Kommission beteiligt worden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Die Einrichtung 
der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Ausländerpoli- 

dk“ war zunächst auf politischer Ebene vorgesehen. 
Daher hatte die Bundesregierung die Absicht, den 
Fraktionen des Deutschen Bundestages die Mitar- 
beit anzubieten. Ein entsprechender Kabinettsbe- 
schluß wurde am 11. November 1981 gefaßt 

Die Länder äußerten jedoch die Bitte, die gemein- 
same Arbeitsgruppe auf Beamtenebene einzurich- 
ten. Dieser Bitte entsprechend wurde der Kabinetts- 
beschluß modifiziert, wodurch auch die Mitwirkung 
der Fraktionen in der Arbeitsgruppe entfallen ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Neumann. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich darf die Frage stellen, ob dieser Kabinettsbe- 
schluß im Kabinett geändert worden ist und warum 
den Fraktionen darüber keine Mitteilung gegeben 
worden ist. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Es war zunächst ein 
interner Vorgang innerhalb der Bundesregierung, 
Herr Abgeordneter, daß die Bundesregierung be- 
schlossen hat, der Ministerpräsidentenkonferenz 
die Aufnahme der Verhandlungen über dieses 
Thema auf einer politischen Ebene vorzuschlagen: 
drei Minister und drei Ministerpräsidenten. Die Mi- 
nisterpräsidentenkonferenz hat einen Gegenvor- 
schlag gemacht. Die Bundesregierung hat diesem 
Vorschlag zugestimmt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatzfra- 
ge, Herr Abgeordneter Neumann. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatssekretär, 
warum ist der SPD-Fraktion noch im Januar durch 
den Staatsminister Huonker mitgeteilt worden, daß 
die Fraktionen des Deutschen Bundestages beteiligt 
werden und daß es die Staatssekretäre Dr. Finger- 
hut und Dr. Fröhlich übernommen haben, die Frak- 
tionen zu unterrichten, und warum ist das nicht ge- 
schehen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich weiß nicht, auf 
Grund welcher Informationen Herr Staatsminister 
Huonker diesen Brief geschrieben hat, den ich nicht 
kenne. Ich weiß nur, Herr Abgeordneter, daß es die 
allgemeine Meinung war, auch im Bundeskanzler- 


amt, daß die Mitwirkung von Fraktionen in einem (C) 
reinen Bund-Länder-Beamtengremium nicht der 
Übung entspricht. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz- 
fragen dazu. 

Die Fragen 27 und 28 des Abgeordneten Lenzer so- 
wie die Frage 29 des Abgeordneten Dr. Friedmann 
werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be- 
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. — Danke schön, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters der Justiz auf. Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär Dr. de With steht zur Beantwortung zur 
Verfügung. 

Die Fragen 30 und 31 der Abgeordneten Frau Gei- 
ger werden auf Wunsch der Fragestellerin schrift- 
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe Frage 32 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schroeder (Freiburg) auf: 

Welche Ergebnisse zeichnen sich bei den Arbeiten der 
Kommission ab, die im Frühjahr 1978 vom Bundesjustizmini- 
ster zur Reform des Insolvenzrechts gebildet wurde, und 
wann ist mit der Vorlage eines Kommissionsberichts und ge- 
gebenenfalls eines Gesetzentwurfs zu rechnen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Justiz: Die vom Bundesminister der Justiz 
eingesetzte Kommission für Insolvenzrecht wird — 
das zeichnet sich bereits ab — eine umfassende Neu- . . 
Ordnung des Insolvenzrechts vorschlagen. Nach dem 
derzeitigen Stand kann frühestens Ende 1983 mit 
der Vorlage des Abschlußberichts der Kommission 
gerechnet werden. Bei dieser zeitlichen Vorgabe 
wäre es verfrüht, von „Überlegungen der Bundesre- 
gierung“ zu Einzelheiten des von der Kommission zu 
erwartenden Gesamtkonzepts zur Neuordnung des 
Insolvenzrechts zu sprechen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, gibt es Bestrebungen zu einer Vereinheitli- 
chung des Insolvenzrechts auf EG-Ebene, und wie 
ist dort vorgesehen, das Recht der Mobiliarsicher- 
heiten zu regeln? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Dies gibt es zum 
Eigentumsvorbehalt, aber nähere Einzelheiten las- 
sen sich dazu jetzt noch nicht feststellen, weil man 
insoweit noch in der Beratung ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Schroeder. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Gibt es be- 
reits jetzt Erkenntnisse, wie künftig die Forderun- 
gen der öffentlichen Hand, beispielsweise der Fi- 
nanzämter, und der Ortskrankenkassen im Verhält- 
nis zu den übrigen Konkursgläubigern geregelt wer- 
den sollen? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Nein, die gibt es 
nicht. Ich sagte bei der Beantwortung Ihrer Frage, 
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Pari. Staatssekretär Dr. de With 
(A) daß wir zunächst den Bericht der Insolvenzrechts- 
kommission abzuwarten haben, mit dessen Vorlage 
wir 1983 rechnen. Es wäre deshalb verfrüht, jetzt 
schon im vorhinein eine Meinungsbildung im Bun- 
desministerium der Justiz zu beginnen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Stiegler. 


Stiegier (SPD): Frau Präsidentin, Sie haben mich 
promoviert, ohne daß ich mit der Promotion fertig 
bin. Ich will das nur klarstellen, damit das nicht eine 
indirekte Anmaßung ist. 

Herr Staatssekretär, wird in diesem Zusammen- 
hang auch untersucht, wie das Sanierungsverfahren 
besser als bisher geregelt werden kann, und wie Be- 
stimmungen geschaffen werden können, um notlei- 
dend gewordene Unternehmen im Sinne der Erhal- 
tung der Arbeitsplätze wieder auf die Beine zu brin- 
gen? 


(B) 


Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Dies ist der Fall. 
Um es etwas näher zu konkretisieren: Das derzeit 
geltende Konkursrecht stammt bekanntermaßen 
aus dem letzten Jahrhundert und ist allein darauf 
abgestellt, eine Vermögensmasse zu liquidieren. Es 
nimmt überhaupt keine Rücksicht darauf, daß, wenn 
zu einer solchen Vermögensmasse ein Betrieb ge- 
hört, an die Sicherung der Arbeitsplätze zu denken 
ist. Da dies in unserer Zeit von großer Bedeutung ist, 
erwägt die Kommission und — ich darf auch das sa- 
gen — denkt das Bundesministerium der Justiz dar- 
an, in entsprechender Anwendung des Reorganisa- 
tionsverfahrens, das es bereits in den Vereinigten 
Staaten gibt, dafür Sorge zu tragen, daß in diesen 
Fällen zunächst geprüft wird, was getan werden 
kann, um Arbeitsplätze zu sichern. 


Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Bohl zu einer Zusatzfrage. 


Bohl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da offen- 
sichtlich im Justizministerium doch schon zumin- 
dest Überlegungen zu diesem wichtigen Problem- 
kreis angestellt werden, darf ich Sie fragen, ob Sie 
dieser Kommission irgendwelche Vorgaben gegeben 
haben oder die Tätigkeit der Kommission mit wich- 
tigen Anregungen seitens des Justizministeriums 
kritisch begleiten. 


Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Das Bundesmini- 
sterium hat diese Kommission eingesetzt, ohne daß 
es in deren Arbeit hineinwirkt. Die Kommission ist 
absolut unabhängig, aber selbstredend geht die Bun- 
desregierung davon aus, daß die Kommission alles 
untersucht, was es ermöglicht, das Insolvenzrecht an 
die Gegebenheiten unserer Zeit anzupassen. Nach- 
dem wir inzwischen ein Grundgesetz haben, das es 
ja im vergangenen Jahrhundert nicht gab und das 
den Sozialstaatsgedanken besonders betont, ist da- 
von auszugehen, daß das Insolvenzrecht auch unter 
diesem Gesichtspunkt geprüft wird. 

(Abg. Bohl [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
weiteren Zusatzfrage) 


Vizepräsident Frau Renger: Sie haben nur eine Fra- (C) 
ge, Herr Kollege. 

Ich rufe die Frage 33 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schroeder (Freiburg) auf: 

Gehen die Reformüberlegungen der Bundesregierung zum 
Insolvenzrecht dahin, daß für die sogenannten besitzlosen 
Mobiliarsicherheiten (Sicherungseigentum, Eigentums Vorbe- 
halt, Sicherungsabtretung) im Konkurs des Sicherungsgebers 
künftig weder ein Recht zur Aussonderung noch zur Absonde- 
rung bestehen soll? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Die Kommission 
für Insolvenzrecht wird wohl auch Vorschläge zur 
Behandlung der Mobiliarsicherheiten unterbreiten, 
da nach ihrer Meinung eine grundlegende Verbesse- 
rung des gegenwärtig unbefriedigenden Zustandes 
des Insolvenzwesens nicht zu erwarten ist, wenn 
nicht auch die Frage der Behandlung der Mobiliarsi- 
cherheiten im Konkurs in die Überlegungen einbe- 
zogen wird. Die von der Kommission noch zu erar- 
beitenden Vorschläge wird die Bundesregierung 
veröffentlichen und zur Diskussion stellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schroeder? 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfragen. 

Ich rufe Frage 34 des Herrn Abgeordneten Bohl 
auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß nach den be- 
kanntgewordenen Reformbestrebungen zur Änderung des In- 
solvenzrechts die Kreditversorgung insbesondere der mittel- 
ständischen Wirtschaft erheblich gefährdet werden könnte, ' ' 
wenn die besitzlosen Mobiliarsicherheiten, die in vielen Fäl- 
len als einzige Kreditunterlage dienen, im Konkurs kein 
Recht zur Aussonderung oder Absonderung geben? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Endgültige Vor- 
schläge der Kommission für Insolvenzrecht zur Be- 
handlung der besitzlosen Mobiliarsicherheiten im 
Konkurs liegen noch nicht vor. Durch wissenschaft- 
liche Beiträge von Mitgliedern der Kommission be» 
kanntgewordene Reformüberlegungen zu diesem 
Thema geben die persönliche Auffassung der Auto- 
ren wieder. Die Bundesregierung ist der Meinung, 
daß Vorschläge, bei der Behandlung der besitzlosen 
Mobiliarsicherheiten vom geltenden Recht abzuwei- 
chen, nur im Lichte der Neuordnung des Insolvenz- 
rechts insgesamt gewürdigt werden können. Sie ist 
wie die Kommission der Auffassung, daß nur solche 
Gesetzesänderungen vertretbar sind, die die Kredit- 
versorgung der Wirtschaft nicht gefährden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da sicher- 
lich der Bundesregierung nicht verborgen geblieben 
sein wird, daß die Mehrzahl der Konkurse auf die 
mangelnde Kapitalausstattung dieser Unternehmen 
zurückzuführen ist und daß die Mehrzahl in den er- 
sten fünf Jahren in Konkurs geht: Sind Sie nicht der 
Auffassung, daß dieser Gesichtspunkt bei der Neu- 
ordnung des Insolvenzrechts eine ganz besondere 
Bedeutung haben muß? 
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(A) Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Ich sagte schon, 
daß wir in Einzelheiten den Ergebnissen der Arbei- 
ten der Insolvenzrecht- Kommission nicht vorgreifen 
wollen. Aber wie die Situation der in Konkurs gegan- 
genen Betriebe und Vermögensmassen aussieht, ist 
uns auf Grund eines Gutachtens, auf das ich im Ver- 
lauf der Fragestunde noch zu sprechen komme, be- 
kannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage. 
Bitte, Herr Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht der Auffassung, daß eine eindeutige Stellung- 
nahme der Bundesregierung zu diesen Überlegun- 
gen, besonders zu dem sogenannten Henekel-Mo- 
dell, das ja hinter diesen Überlegungen steht, zu ei- 
ner wesentlichen Beruhigung in der Wirtschaft bei- 
tragen könnte? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Ich habe mehr- 
mals betont und muß, weil Sie erneut die Frage ge- 
stellt haben, leider wiederholen, daß die Bundesre- 
gierung in Einzelfällen nicht den Ergebnissen der 
von mir erwähnten und mehrmals dargestellten In- 
solvenzrecht-Kommission vorgreifen will. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 35 
des Herrn Abgeordneten Bohl auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Aus- 
höhlung der Mobiliarsicherheiten durch ein neues Insolvenz- 
recht mit Artikel 14 des Grundgesetzes vereinbar ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

(B) 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregie- 
rung wird bei einer Neuordnung des Insolvenz- 
rechts sorgfältig die Verfassungsmäßigkeit der Vor- 
schläge und besonders deren Vereinbarkeit mit 
Art. 14 des Grundgesetzes prüfen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, warum 
sollte es nicht möglich sein, auf diese Rechtsfrage 
eine klare Rechtsauskunft der Bundesregierung zu 
bekommen? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Meine Antwort 
ist einfach, kurz und klar, denke ich. 

(Bohl [CDU/CSU]: Ich bedanke mich. — 
Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Klar ist bei 
dieser Regierung nichts mehr, Herr Staats- 
sekretär!) 

Vizepräsident Frau Renger: Es hätte mir eben et- 
was auf der Zunge gelegen. Aber ich unterdrücke 
es. 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Ich habe die 
Frage nicht gehört. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, ist in Ord- 
nung. Danke schön. 

Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Fellner auf: 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß entspre- (C) 
chend der Untersuchung des Max-Planck-Instituts Hamburg 
im Konkursverfahren 70 v. H. der Konkursmasse durch Mas- 
sekosten und Masseschulden absorbiert werden? 

Dr. de With, Pari Staatssekretär: Die vom Bundes- 
minister der Justiz veranlaßte, 1977 abgeschlossene 
rechtssoziologische Untersuchung des Max-Planck- 
Instituts in Hamburg „Die Praxis der Konkursab- 
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland“ 
kommt zu dem Ergebnis, daß im Untersuchungszeit- 
raum etwa 28 % der zur Zeit der Konkurseröffnung 
vorhandenen Aktiva ausgesondert wurden und das 
von den verbleibenden 72 % etwa 82 %, absolut also 
etwa 59 %, auf Absonderungsrechte entfielen. Nach 
derselben Untersuchung wurden in den Konkurs- 
verfahren, die nicht mangels Masse vorzeitig einge- 
stellt wurden, etwa 67 % der nach der Durchführung 
von Aus- und Absonderung verbleibenden Konkurs- 
masse von den Massekosten und den Masseschul- 
den in Anspruch genommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 37 des Herrn Abgeordneten 
Fellner auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß durch Bela- 
stung der Mobiliarsicherheiten (Sicherungseigentum u. a.) 
mit erheblichen Verfahrenskosten in Zukunft das Konkurs- 
verfahren effizienter gestaltet werden kann? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Wie die erwähnte 
Untersuchung des Max-Planck-Instituts ergibt, ent- 
stehen erhebliche Massekosten durch die im Inter- 
esse allein der Sicherheitsgläubiger liegende Bear- * ' 
beitung der Aus- und Absonderungsrechte. Bei der 
Veräußerung von beweglichen Sachen, an denen 
Aussonderungsrechte bestehen, fallen Steuern als 
Massekosten an. Die Bundesregierung wird daher 
auch Vorschläge, die Mobiliarsicherheitsgläubiger 
an den Verfahrenskosten zu beteiligen, prüfen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Schroeder (Freiburg). 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, ist nach den bisherigen Erkenntnissen be- 
absichtigt, diese Untersuchung des Max-Planck-In- 
stituts in die Novellierung des Insolvenzrechts ein- 
fließen zu lassen? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Sie können mit 
Sicherheit davon ausgehen, daß diese Untersuchung 
sowohl für den Bericht der erwähnten Insolvenz- 
recht-Kommission als auch für die Vorschläge des 
Bundesministers der Justiz von Bedeutung sein 
wird. 

(Dr. Schroeder [Freiburg] [CDU/CSU]: 

Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 38 
des Herrn Abgeordneten Dr. Voss auf: 

Hat die Bundesregierung bei der Beratung des Entwurfs ei- 
nes Gesetzes zur Durchführung der Vierten EG-Richtlinie zur 
Koordinierung des Gesellschaftsrechts (am 10. Februar 1982) 
die berechtigten Interessen der Steuerberater berücksichtigt, 
wie sie verschiedentlich versichert und zugesagt hat? 

Herr Staatssekretär, bitte. 
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(A) Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregie- 
rung ist der Auffassung, daß der Regierungsentwurf 
die berechtigten Interessen der betroffenen Steuer- 
berater angemessen berücksichtigt Die Neueinfüh- 
rung der Pflichtprüfung des Jahresabschlusses 
kann nur solche Steuerberater beeinträchtigen, die 
heute bei künftig prüfungspflichtig werdenden Un- 
ternehmen Prüfungen auf freiwilliger Basis durch- 
führen oder für diese Unternehmen steuerberatend 
tätig sind. Diesen Steuerberatern soll, soweit sie in 
einem gewissen Umfang in diesem Bereich tätig 
sind, ein erleichterter Übergang in den Wirtschafts- 
prüferberuf ermöglicht werden. Die Bundesregie- 
rung schätzt die Zahl der betroffenen Steuerberater 
auf etwa 3000 bis 4000. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Voss. 

Dr. Voss (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie ha- 
ben auf meine Fragen, die ich früher zu diesem 
Komplex gestellt habe, bereits einige Antworten ge- 
geben. Darf ich Sie fragen, ob Sie in der Lage sind, 
sie etwas dahin zu konkretisieren, inwiefern die Be- 
sitzstände gewahrt sind und inwiefern Überleitungs- 
vorschriften gefunden worden sind, die nicht zu La- 
sten der Steuerberater gehen? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Dies konkret zu 
erläutern würde eine längere Zeit in Anspruch neh- 
men. Ich darf mir deshalb erlauben, Herr Kollege 
Voss, auf die Begründung des Bilanzrichtlinienent- 
wurfs zu verweisen. Dort findet sich dies alles sehr 

(B) detailliert, sowohl für die Steuerberater, wie für die 
Steuerbevollmächtigten, wie für die vereidigten 
Buchprüfer. Schon daraus können Sie entnehmen, 
daß denknotwendigerweise die Erläuterung sehr de- 
tailliert und länger ausfallen würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Voss. 

Dr. Voss (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie fragen, wie Sie sich die vielen Beschwerden, die 
für meine Vorstellungen berechtigt und begründet 
sind, erklären, die von seiten der Steuerberater auf 
Grund dieser Gesetzesnovelle erfolgt sind? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Es ist eine allge- 
meine Erfahrung, daß von den betroffenen Verbän- 
den jeweils Vorstellungen erhoben werden, wenn es 
darum geht, ihren — ich darf das einmal so formulie- 
ren — Besitzstand zu wahren. Das ist nichts Unge- 
wöhnliches. Ich denke dennoch, daß wir hier zu ei- 
nem sehr ausgeglichenen Kompromiß gekommen 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Gärtner. 

Gärtner (FDP): Herr Staatssekretär, kann man, 
wenn Sie von Besitzstandswahrung reden, unter- 
stellen, daß das, was jetzt für die Wirtschaftsprüfer 
nach diesem gesetzlichen Entwurf vorgesehen ist, 
ein Übermaß an Besitzstandswahrung darstellt? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Mir geht es nicht 
um Bewertungen, sondern darum, darauf hinzuwei- 


sen, daß ich denke, daß dieser Entwurf die Interes- (C) 
sen aller Beteiligten berücksichtigt und daß dieser 
Kompromiß deswegen von allen Beteiligten akzep- 
tiert werden kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 39 
des Herrn Abgeordneten Dr. Voss auf: 

Warum ist die Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf 
ohne zwingenden Anlaß über die Vierte EG-Richtlinie hinaus- 
gegangen, indem sie die GmbH & Co. KG in die Prüfungs- 
pflicht einbezog? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Die Gründe für 
die Einbeziehung der Kapitalgesellschaft & Co. sind 
in der Begründung zum Regierungsentwurf, der in- 
zwischen als Bundesratsdrucksache 61/81 vorliegt, 
eingehend dargelegt Die Einbeziehung dient dem 
Zweck, den Gläubiger schütz durch Rechnungsle- 
gung bei allen Gesellschaften zu verwirklichen, bei 
denen die Haftung auf das Gesellschaftsvermögen 
beschränkt ist. 

Die Kapitalgesellschaft & Co. hat in der EG wirt- 
schaftliche Bedeutung außer in der Bundesrepublik 
Deutschland nur in den Niederlanden. Dort ist eben- 
falls eine Gleichbehandlung vorgesehen. Der Ver- 
zicht auf die Einbeziehung müßte die Bundesregie- 
rung dem Vorwurf aussetzen, die Bilanzrichtlinie 
nicht sachgerecht in deutsches Recht umzusetzen 
und deutschen Unternehmen ein Tor zu öffnen, sich 
den zwingenden Regeln des neuen Bilanzrechts zu 
entziehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Voss. 

Dr. Voss (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie trotz der Begründung, die Sie ansprechen und 
die mir bekannt ist, fragen, ob Sie diese Herein- 
nahme der GmbH & Co. KG deshalb für notwendig 
angesehen haben, weil Sie den Ausbildungs- und 
fachlichen Stand unserer Steuerberater gegenüber 
demjenigen in anderen EG-Ländern als geringer an- 
sehen? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Ich habe verdeut- 
licht, warum die GmbH & Co. KG einbezogen wer- 
den mußte: deswegen, damit hier nicht ein Tor geöff- 
net wird, durch das sich unter Umständen andere 
flüchten können. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie die 
Auffassung, daß gerade Gesellschaften in der 
Rechtsform der GmbH & Co. KG häufig an Konkurs- 
verfahren beteiligt sind und sich auch von dieser 
Tatsache her die Auffassung rechtfertigen läßt, hier 
die Prüfungspflicht mit zu verbessern? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Dies ist eine Mit- 
ursache. 

(Gärtner [FDP]: Was?) 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) Ich rufe Frage 40 des Herrn Abgeordneten Ooster- 
getelo auf: 

Sind der Bundesregierung Äußerungen der deutschen Ver- 
sicherungswirtschaft bekannt, nach denen diese einen Weg- 
fall des „Haftungsausschlusses bei unabwendbaren Ereignis- 
sen“ in der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung begrüßen 
würde (Südwestfunk, 3. Radioprogramm, Dienstag, 16. März 
1982 gegen 17.30 Uhr), und könnte die Bundesregierung die- 
sen Standpunkt teilen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Der Bundesregie- 
rung sind vereinzelte Äußerungen aus Kreisen der 
Versicherungswirtschaft, die in diese Richtung ge- 
hen, bekanntgeworden. 

Im Straßenverkehr wird nicht nur nach den allge- 
meinen Regeln der Verschuldungshaftung für Schä- 
den gehaftet, sondern nach § 7 Abs. 1 des Straßen- 
verkehrsgesetzes weitergehend ohne Verschuldens- 
nachweis schon dann, wenn „bei dem Betrieb eines 
Kraftfahrzeuges“ ein Personen- oder Sachschaden 
eintritt. Der Halter des Kraftfahrzeuges ist nach 
dem Pflichtversicherungsgesetz zum Abschluß einer 
H aftpf lieh tver Sicherung verpflichtet. 

Nach § 7 Abs. 2 des Straßenverkehrsgesetzes ist 
die Haftung des Kraftfahrzeughalters ausgeschlos- 
sen, wenn der Unfall durch ein unabwendbares Er- 
eignis verursacht wird. Soweit der Haftungsaus- 
schluß des unabwendbaren Ereignisses eingreift, 
entfällt eine Haftung des Kraftfahrzeughalters und 
dementsprechend eine Eintrittspflicht des Haft- 
pflichtversicherers. Der Geschädigte oder seine An- 
^ gehörigen sind dann insbesondere auf die Leistun- 
gen aus einer privaten Unfall- oder Krankenversi- 
cherung oder auf sozialrechtliche Leistungen ange- 
wiesen. 

Ich habe vergessen, zu fragen, ob es möglich ist, 
daß ich auch die zweite Frage des Abgeordneten 
Oostergetelo wegen des Sachzusammenhangs mit 
der ersten Frage zusammen beantworte. 

Vizepräsident Frau Renger: Ist das möglich? — 
Ja. 

Ich rufe dann auch die Frage 41 des Abgeordneten 
Oostergetelo auf: 

Wäre die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, entspre- 
chend gesetzgeberisch tätig zu werden, damit die rechtlichen 
Voraussetzungen für den Wegfall des o. g. Haftungsausschlus- 
ses geschaffen werden können? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Die Beseitigung 
des Haftungsausschlusses des § 7 Abs. 2 des Straßen- 
verkehrsgesetzes könnte in diesen Fällen zu einer 
Verbesserung des Schutzes von Verkehrsopfern bei- 
tragen. Dies gilt allerdings nicht ohne Einschrän- 
kung. Denn soweit der Schaden anderweitig gedeckt 
wird, etwa durch eine private Unfall- oder Kranken- 
versicherung oder durch die Sozialversicherung, 
würde der Wegfall des Haftungsausschlusses des § 7 
Abs. 2 des Straßenverkehrsgesetzes lediglich zu ei- 
ner Verschiebung der Belastung der Versicherungs- 
träger führen. Außerdem müssen die Auswirkungen 
einer solchen Maßnahme auf die Höhe der Haft- 
pflichtprämien, auf die Schadenfreiheitsrabatte so- 
wie auf das Verhalten der Verkehrsteilnehmer in 


Rechnung gestellt werden. Möglicherweise trägt § 7 (C) 

Abs. 2 des Straßenverkehrsgesetzes auch zur Ver- 
kehrssicherheit bei, weil der Haftungsausschluß den 
Kraftfahrzeugführer zur Beobachtung äußerster 
Sorgfalt und Rücksichtnahme anhält. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es eine 
statistische Übersicht, in wievielen Fällen bei der 
Abwicklung von Unfallschäden die Haftungsfreistel- 
lung wegen der Geltendmachung eines unabwend- 
baren Ereignisses erfolgt, und welche Summen ste- 
hen dabei zur Diskussion? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär: Eine solche Über- 
sicht ist mir nicht bekannt. Ich werde aber Ihre 
Frage gern zum Anlaß nehmen, nachzuforschen, 
auch beim HUK-Verband in Hamburg, ob es eine 
derartige Statistik gibt. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz- 
fragen. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun- 
desministers der Finanzen. Der Herr Parlamentari- 
sche Staatssekretär Dr. Böhme steht zur Beantwor- 
tung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 42 des Herrn Abgeordneten 
Kirschner auf: 

Kann die Bundesregierung die vom Ifo-Institut getroffene 
Feststellung bestätigen (dpa vom 2. März 1982), daß eine Un- 
gleichbehandlung zwischen der Lohnsteuer und den veran- 
lagten Steuern (Einkommen-, Körperschaft- und Vermögen- (B) 
Steuer) bei der Einhaltung der gesetzlichen Fristen erfolgt, 
wonach die letzteren die gesetzlichen Fristen teilweise um 
drei und mehr Jahre überschreiten, während bezüglich der 
Lohnsteuer die Lohnsteuerzahler sofort zur Kasse gebeten 
werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Finanzen: Der Bundesregierung ist die Ver- 
öffentlichung des Ifo- Instituts bekannt, worin Un- 
terschiede zwischen der Erhebung der Lohnsteuer 
und der Erhebung der Einkommen-, Körperschaft - 
und Vermögensteuer dargestellt werden. Es trifft zu, 
daß die Lohnsteuer zeitnah erhoben wird, während 
Teile der veranlagten Steuern erst in zeitlichem Ab- 
stand zur Entstehung der Steuerschuld festgesetzt 
und erhoben werden. Allerdings ist hinzuzufügen, 
daß bei den Veranlagungssteuern grundsätzlich 
Vorauszahlungen festgesetzt werden, welche die zu 
erwartende Steuerschuld möglichst vollständig ab- 
decken sollen. Die Finanzämter sind angewiesen, 
die Vorauszahlungen jeweils der im Einzelfall zu er- 
wartenden Einkommensentwicklung anzupassen. 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzu- 
weisen, daß Arbeitnehmer zum Ausgleich der zeit- 
nahen Entrichtung der Lohnsteuer den Arbeitneh- 
merfreibetrag von zur Zeit 480 DM in Anspruch neh- 
men. Dadurch wird ein gewisser Ausgleich zur un- 
terschiedlichen Steuererhebung geschaffen, soweit 
die Vorauszahlungen bei der Einkommensteuer, der 
veranlagten Einkommensteuer nicht umfassend 
sind. 
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(A) Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Kirschner. 

Klrschner (SPD): Herr Staatssekretär, wieviel 
würde eine Veranlagungsbescheinigung in Verbin- 
dung mit einer Anpassung der Vorauszahlung an 
Steuern einmalig mehr einbringen? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Das läßt sich auf 
diese pauschale Weise nicht beantworten. Es ist da- 
von auszugehen, daß die Vorauszahlungen, die bei 
der Einkommensteuer festgesetzt werden, die Werte 
bereits möglichst zeitnah erfassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
diese Frage einmal prüfen und mir dies dann schrift- 
lich nachreichen? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Dies werde ich 
gerne tun. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Kolb. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann nicht 
auch die umgekehrte Situation eintreten, daß grö- 
ßere Vorauszahlungen verlangt werden, als sie nach- 
her tatsächlich geschuldet werden, wenn z. B. die 
Vorauszahlungen die grundsätzlich nach dem letz- 
ten Einkommensteuerbescheid bemessen werden, 

(B) im Falle seines Nichtvorliegens dann nach dem vor- 
hergehenden berechnet werden? Das heißt: Bei ei- 
ner Abnahme der Wirtschaftstätigkeit wird eine hö- 
here Vorauszahlung verlangt 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Dies läßt sich 
theoretisch so darstellen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oh!) 

dürfte aber in der Praxis nicht Vorkommen, weil die 
Firmen und die Freiberufler, um die es da geht, in 
der Regel eine Korrektur der Vorauszahlungen be- 
antragen und die Ämter diesen Anträgen in der Re- 
gel nachgehen, wenn sie einigermaßen glaubhaft ge- 
macht werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie mitteilen, wie hoch die Rückzahlungen der Vor- 
auszahlungen durch die Finanzämter sind? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Die Rückzahlun- 
gen der Vorauszahlungen sind insofern kein Pro- 
blem, als die Vorauszahlung nach erfolgter Anpas- 
sung ja bereits die Korrektur darstellt Im übrigen 
sind Rückzahlungen wohl die ganz seltene Ausnah- 
me. Bei den Festsetzungen sind Nachzahlungen die 
Regel. Dies ist auch das Ergebnis der Untersuchung 
des Ifo-Instituts, auf die sich der Fragesteller, Herr 
Abgeordneter Kirschner, bezogen hat. Diese Studie 
weist in der Tat eine Benachteiligung der Lohnsteu- 
erzahler aus. 


Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- (C) 
geordneter Schroeder (Freiburg). 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Kann der 
Herr Staatssekretär bestätigen, daß bei einer um 
zwei bis drei Jahre verspäteten Abgabe von Einkom- 
men-, Körperschaft- und Vermögensteuererklärun- 
gen — in der Regel von den Finanzämtern so hohe 
Verspätungszuschläge festgesetzt werden, daß ein 
Vorteil für die Steuerpflichtigen durch die säumige 
Abgabe nicht mehr entsteht? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Dies ist von dem 
Ifo-Institut nicht besonders gewürdigt worden, ist 
aber sicher ein Umstand, der bei der Gesamtbe- 
trachtung des Unterschieds zwischen Veranlagungs- 
steuern und Abzugssteuern — wie der Lohnsteuer 
— mitberücksichtigt werden muß. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 43 
des Herrn Abgeordneten Kirschner auf: 

Kann die Bundesregierung die in der gleichen Untersu- 
chung genannte Zahl von Steuerrückständen in Höhe von rd. 

7,2 Milliarden DM bestätigen? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Die vom Ifo-Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung genannte Zahl über die 
echten Steuerrückstände kann nicht bestätigt wer- 
den. Echte Rückstände sind Beträge, die weder ge- 
stundet noch ausgesetzt sind und sich weitgehend in 
Vollstreckung befinden. Die echten Steuerrück- 
stände bei den Besitz- und Verkehrsteuern haben 
am 30. November 1980 8,1 Milliarden DM und am (D) 
30. November 1981 8,9 Milliarden DM betragen. 

Diese Rückstände stellen keine schnell realisier- 
baren Haushaltsreserven dar. Sie lassen sich nach 
den bisherigen Erfahrungen auch langfristig kaum 
oder nur schwer realisieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatsekretär, können Sie 
mir mitteilen, auf welche Steuerarten — Lohnsteuer 
oder Veranlagungssteuern — sich diese von Ihnen 
genannten Zahlen über Steuerrückstände vertei- 
len? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Da gibt es eine 
Aufstellung. Die Beträge jetzt im einzelnen vorzule- 
sen, wird etwas schwierig sein. Ein Großteil ist 
Lohnsteuer. Das dürfte etwa 10 % ausmachen. Der 
Rest verteilt sich auf veranlagte Einkommensteuer 
und auf Umsatzsteuer, etwa zu gleichen Teilen. Das 
sind die großen Posten bei dem genannten Betrag 
von rund 8 V 2 Milliarden DM. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, auch hier 
die Frage: Können Sie mir diese Zahlen schriftlich 
mitteilen? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
die genauen Zahlen schriftlich mitteilen. Übrigens 
werden diese Zahlen über die Steuerrückstände re- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Böhme 

(A) gelmäßig, in periodischen Abständen, in den BMF- 
Nachrichten veröffentlicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Kolb. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, läßt sich in 
der Frage der Steuerrückstände ein gewisser Perso- 
nenkreis quantifizieren, oder ist dies über die ge- 
samte Wirtschaft verteilt? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Dies ist wohl über 
die gesamte Wirtschaft verteilt 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 44 
des Herrn Abgeordneten Jagoda auf: 

Wieviel DM haben die gesamte Bundesregierung und die 
ihr nachgeordneten Behörden und Dienststellen in den letz- 
ten drei Jahren für Öffentlichkeitsarbeit ausgegeben? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Für die öffent- 
lichtkeitsarbeit der Bundesregierung im Inland — 
einschließlich nachgeordneter Behörden — sind in 
dem von Ihnen genannten Zeitraum folgende Aus- 
gaben entstanden: 1979 43,7 Millionen DM, 1980 39,2 
Millionen DM und 1981 36,8 Millionen DM, Aus die- 
ser Zahlenreihe ergibt sich, daß die Ausgaben rück- 
läufig sind. Dies macht deutlich, daß alle möglichen 
Sparmaßnahmen überprüft und auch umgesetzt 
worden sind. Insgesamt ist zu sagen, daß die Öffent- 
lichkeitsarbeit der Regierung jedoch nicht nur ver- 
fassungsrechtlich zulässig, sondern auch sachlich 
geboten und notwendig ist, wie das Bundesverfas- 
sungsgerichtin seinem Urteil vom 2. März 1977 deut- 
lich hervorgehoben und zugleich betont hat, daß eine 
demokratische Verfassung auch einen informierten 
Bürger voraussetzt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Jagoda. 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie ha- 
ben vom Ausschöpfen der Sparmaßnahmen gespro- 
chen. Können Sie mir sagen, welche Beträge denn 
gegenüber den Haushaltsansätzen tatsächlich ein- 
gespart worden sind? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Das kann ich Ih- 
nen im einzelnen nicht sagen. Ich sehe nur, daß es da 
überhaupt keine Steigerungsrate gibt, sondern im 
Gegenteil die Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit im 
Inland von Jahr zu Jahr gesunken sind. Die Einzel- 
positionen, auf die sich das verteilt, kann ich Ihnen 
jetzt nicht sagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jagoda. 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie Auskunft darüber geben, ob in den letzten drei 
Jahren Haushaltsansätze überschritten worden 
sind? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Nein, Überschrei- 
tungen sind nicht vorgekommen; jedenfalls ist mir 
im Moment so etwas nicht parat. Ich kann nur noch 
einmal darauf verweisen — das war auch Gegen- 


stand Ihrer Frage — , daß die Ausgaben rückläufig (C) 
sind. Es gibt nicht nur keine Steigerungsrate, sie 
sind insgesamt auch rückläufig. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir bestätigen, daß sich über die hier ge- 
nannten Beträge für Öffentlichkeitsarbeit der Bun- 
desregierung hinaus noch erheblich höhere Ausga- 
ben ergeben, wenn man den Gesamtrahmen ihrer 
Publikationen berücksichtigt, d. h. daß es in anderen 
Titeln erhebliche zusätzliche Ausgaben für weitere 
Publikationen der Regierung gibt? 

Dr. Böhme, Pari. Staatssekretär: Ich habe hier Zah- 
len zur Öffentlichkeitsarbeit im Inland vorgetragen. 
Natürlich gibt es eine entsprechende Öffentlich- 
keitsarbeit im Ausland. Die Beträge kann ich Ihnen 
ebenfalls nennen. Auf die Öffentlichkeitsarbeit im 
Ausland entfallen jeweils rund 75 Millionen DM. Die 
genauen Beträge lauten: 1979 75 700 000 DM; 1980 
war es fast der gleiche Betrag: 75 396 000; und 1981 
war er etwas geringer — auch hier eine rückläufige 
Tendenz — : 72 921 000 DM. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das war ein 
gutes Ausweichmanöver!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her- 
ren, wir haben noch eine halbe Minute. Ich glaube, es 
ist besser, die Fragen morgen zu beantworten. Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. ^ 

Damit ist die Fragestunde beendet. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak- 
tionellen Vereinbarung soll die heutige Tagesord- 
nung um die erste Beratung des von der Bundesre- 
gierung eingebrachten Entwurfs eines Beschäfti- 
gungsförderungsgesetzes — Drucksache 9/1488 — 
ergänzt werden. 

Außerdem ist heute im Ältestenrat vereinbart 
worden, die Tagesordnung für die 94. Sitzung am 
25. März 1982 und für die 95. Sitzung am 26. März 
1982 zu ändern. Die geänderte Tagesordnung mit 
dem Zusatz „neu“ liegt Ihnen inzwischen vor. 

Ist das Haus mit dieser Ergänzung und der Ände- 
rung der Tagesordnung für morgen und übermorgen 
einverstanden? — Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ist das Haus damit einverstanden, daß für die heu- 
tige erste Beratung des Regierungsentwurfs eines 
Beschäftigungsförderungsgesetzes und für die Be- 
ratungen des Berichts und der Beschlußempfehlung 
des Finanzausschusses zum Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz sowie der Vorlage des Untersuchungs- 
ausschusses von den Fristen unserer Geschäftsord- 
nung für den Beginn der Beratungen abgewichen 
wird? — Es erhebt sich ebenfalls kein Widerspruch. 
Dann ist dies einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes über steuerliche und sonstige Maßnah- 
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(A) 


Vizepräsident Frau Renger 

men für Arbeitsplätze, Wachstum und Stabili- 
tät (Beschäftigungsförderungsgesetz — Be- 
schäftFG) 

— Drucksache 9/1488 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
zur federführenden Beratung an den Finanzaus- 
schuß, zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirt- 
schaft, den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
und den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 


Städtebau sowie zur Mitberatung und zur Beratung (C) 
gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung an den Haus- 
haltsausschuß zu überweisen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Dann ist auch dies so beschlossen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Donnerstag, den 25. März 1982, 

9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.39 Uhr) 


(B) 


(D) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht (Q 


Anlage 1 


Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. van Aerssen * 

26. 

Dr. Ahrens *** 

26. 

Dr. Althammer 

26. 

Bahner 

26. 

Böhm (Melsungen) *** 

26. 

Brandt * 

26. 

Büchner (Speyer) ** 

26. 

Cronenberg 

24. 

Duve 

24. 

Eickmeyer ** 

25. 

Dr. Enders ** 

25. 

Engelsberger 

26. 

Eymer (Lübeck) 

24. 

Dr. Feldmann 

26. 

Franke (Hannover) 

26. 

Dr. Geißler 

26. 

Dr. Hackel 

26. 

Frau Hoffmann (Soltau) 

26. 

Dr. Holtz ** 

26. 

Dr. Hubrig 

26. 

Jung (Kandel) *** 

26. 

Kiep 

25. 

Kittelmann ** 

26. 

Maaß 

25. 

Meinike (Oberhausen) 

26. 

Dr. Müller *** 

26. 

Niegel 

26. 

Pensky ** 

26. 

Frau Roitzsch 

26. 

Schmidt (Würgendorf) *** 

26. 

Schröer (Mülheim) 

26. 

Dr. Vohrer ** 

26. 

Dr. Warnke 

26. 

Wartenberg (Berlin) 

26. 

Dr. Wieczorek 

26. 

Frau Dr. Wisniewski 

24. 


3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 

3. 


* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parla- 
ments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 


Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 


Der Präsident des Deutschen Bundestages hat gemäß § 80 Abs. 3 
Satz 1 der Geschäftsordnung die nachstehenden Vorlagen überwie- 
sen: 


Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarates über die Ta- 
gung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 25. bis 29. Januar 1982 in Straßburg (Drucksache 
9/1373) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Rolle des 
Europäischen Parlaments bei der Aushandlung und der Rati- 
fizierung von Beitrittsverträgen sowie sonstiger Verträge und 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
Drittländern (Drucksache 9/1417) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage der 
Klein- und Mittelbetriebe in der Gemeinschaft (Drucksache 
9/1418) 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Rechtsausschuß 

Finanzausschuß 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Stellung 
und den Problemen älterer Menschen in der Europäischen 
Gemeinschaft (Drucksache 9/1419) 

zuständig: Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (fe- 
derführend) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu Aspekten 
und Erfordernissen einer Versorgung der Europäischen Ge- 
meinschaft mit Steinkohle (Drucksache 9/1420) 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

(D) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit hat mit Schreiben vom 11. März 1982 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genom- 
men hat: 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richt- 
linie 7 1/1 18/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch (Drucksache 
9/405 Nr. 26) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 71/118/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch (Drucksa- 
che 9/934 Nr. 31) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 72/462/EWG zur Regelung viehseuchenrechtlicher 
und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern und 
Schweinen und von frischem Fleisch aus Drittländern 
(Drucksache 9/934 Nr. 29) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Regelung gesund- 
heitlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr mit frischem Fleisch (Drucksache 9/934 Nr. 28) 

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über die allgemei- 
nen Grundsätze für die Festlegung mikrobiologischer Nor- 
men für Nahrungs- und Futtermittel auf den Gebieten des Ve- 
terinärwesens, der menschlichen und tierischen Ernährung 
einschließlich der Produktionsbedingungen (Drucksache 
9/934 Nr. 18) 

Bericht der Kommission an den Rat hinsichtlich der für die 
Durchführung von Schlachttier- und Fleischuntersuchungen 
sowie für sonstige Überwachungsaufgaben in Betrieben für 
die Herstellung von Fleischerzeugnissen und in Fleisch-, Zer- 
legungs- und Lagerbetrieben zuständigen Personen und 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 71/118/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch hinsicht- 
lich der für die Durchführung von Schlachttier- und Fleisch- 
untersuchungen sowie für sonstige Überwachungsaufgaben 
zuständigen Personen und 
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(A) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates betreffend die Befähi- 

gungsnachweise der zuständigen Personen für die Durchfüh- 
rung von Schlachttier- und Fleischuntersuchungen sowie son- 
stigen Überwachungsaufgaben im Sinne der Richtlinie 77/99/ 
EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim innerge- 
meinschaftlichen Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen 
(Drucksache 9/1041 Nr. 13) 


Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Zusatzfrage 
des Abgeordneten Jagoda (CDU/CSU) zur Frage des 
Abgeordneten Funk (Gutenzell) (CDU/CSU) (Druck- 
sache 9/1386 Fragen 73 und 74, 88. Sitzung, Seite 
5314 D): 


Zu Ihrer Zusatzfrage nach dem Anteil der durch 
Verpflichtungsermächtigungen bereits aufge- 
brauchten Bundesmittel bei der Gemeinschaftsauf- 
gabe habe ich Ihnen eine schriftliche Beantwortung 
zugesagt. Ich möchte hierzu folgendes ausführen: 

Auf eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Eigen 
hatte ich bereits darauf hingewiesen, daß nahezu 
80% der verfügbaren Kassenmittel von 1,05 Milliar- 
den DM durch Altlasten, d. h. durch früher in An- 
spruch genommene Verpflichtungsermächtigungen 
aufgebraucht sind. Gleichzeitig habe ich aber darauf 
hingewiesen, daß Verpflichtungsermächtigungen 
™ für Neubewilligungen in Höhe von 75% der Kassen- 
mittel zur Verfügung stehen. Das Bewilligungsvolu- 
men für neue Vorhaben setzt sich — bezogen auf die 
Bundesmittel — wie folgt zusammen: 


Kassenmittel 1982 

abzüglich Altverpflichtungen 

Kassenmittel 

für Neubewilligungen 

zuzüglich 

Verpflichtungsermächtigungen 

Bewilligungsrahmen 

für neue Vorhaben 


1 050,0 Mill. DM 

802.0 Mill.DM 

248.0 Mill.DM 

787.0 Mill.DM 
1 035,0 Mill. DM. 


Aus dieser Berechnung können Sie ersehen, daß 
trotz der Kassenmittelkürzungen ein Bewilligungs- 
volumen für neue Vorhaben von über 1 Milliarde 
DM zur Verfügung steht. 


Anlage 4 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Brück auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1481 Frage 8): 

Welche konkreten Zusicherungen bezüglich des Wahlter- 
mins und der wirklichen Freiheit dieser Wahlen hat die Re- 
gierung Nicaraguas dem Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit bei seinem Besuch in Managua gemacht, 
und welche konkreten Hilfsversprechungen hat der Bundes- 
minister im Gegenzug seinen Gesprächspartnern in Aussicht 
gestellt? 


Zweck der Reise des Bundesministers für wirt- (C) 
schaftliche Zusammenarbeit war es, sich in Nicara- 
gua über die politische und wirtschaftliche Entwick- 
lung zu informieren (vgl. meine Antwort vom 
2. März 1982 auf Ihre diesbezügliche Frage zur 
schriftlichen Beantwortung: Bundestags-Drucksa- 
che 9/1436, Frage Nr. 88, Seite 37). 

Er hat in allen seinen Gesprächen mit Regierung, 
Opposition und Kirche deutlich gemacht, daß 
Grundlage der entwicklungspolitischen Zusammen- 
arbeit zwischen Nicaragua und der Bundesrepublik 
die von der nicaraguanischen Regierung selbst defi- 
nierten Ziele Demokratie, gemischte Wirtschaft und 
Blockfreiheit sind. Der Minister hat sich für eine 
Fortsetzung der Zusammenarbeit auf dieser Grund- 
lage ausgesprochen. 

Es ging nicht darum, „konkrete Hilfsversprechun- 
gen ... im Gegenzug ... in Aussicht“ zu stellen. Es 
wurden Fragen der laufenden und Möglichkeiten 
für die Fortsetzung der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit erörtert. 


Anlage 5 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fröhlich auf die Fragen des 
Abgeordneten Bergerowski (FDP) (Drucksache 
9/1481 Fragen 13 und 14): 

Ist es zutreffend, daß nach wie vor eine Anfechtungsklage 
gegen die erste Teilerrichtungsgenehmigung des Schnellen 
Brüters vor dem Oberverwaltungsgericht Münster anhängig 
ist, und ist die Bundesregierung in irgendeiner Weise tätig ge- 
worden, um die Entscheidung dieser seit vielen Jahren anhän- 
gigen Klage zu beschleunigen? 

Welche Folgen würden sich für das anhängige Verfahren 
und die Fertigstellung des Schnellen Brüters Kalkar ergeben, 
wenn das Oberverwaltungsgericht der anhängigen Klage 
stattgibt? 

1. Es trifft zu, daß eine Entscheidung des Oberver- 
waltungsgerichts Münster im Berufungsverfahren 
bisher nicht ergangen ist. 

Das Oberverwaltungsgericht Münster hat aller- 
dings bereits in einem Beschluß vom 16. Juni 1978 
die Rechtmäßigkeit der von den zuständigen Behör- 
den angeordneten sofortigen Vollziehung bestätigt. 
Das anhängige Berufungsverfahren steht daher ei- 
ner Durchführung der mit der ersten Teilerrich- 
tungsgenehmigung genehmigten Baumaßnahmen 
nicht entgegen. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn 
auch das Haupts acheverfahren zum Abschluß ge- 
bracht werden könnte. 

Die Bundesregierung sieht aber keine Möglich- 
keit, auf die Entscheidung oder Sachbehandlung der 
unabhängigen Gerichte Einfluß zu nehmen. 

2. Falls das Oberverwaltungsgericht Münster der 
im Berufungsverfahren anhängigen Klage stattge- 
ben sollte, müßte die Frage geprüft werden, ob gegen 
diese Entscheidung Rechtsmittel zum Bundesver- 
waltungsgericht eingelegt werden oder ob eine neue 
erste Teilerrichtungsgenehmigung erteilt werden 
soll. Diese Frage hinge letztlich vom Inhalt der Ent- 
scheidung in der Hauptsache ab. 
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(A) Anlage 6 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fröhlich auf die Fragen des 
Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1481 Fragen 27 und 28): 

Über welches Konzept verfügt die Bundesregierung hin- 
sichtlich des zivilen Bevölkerungsschutzes? 

Für wieviel Prozent der Bevölkerung können z. Z. angemes- 
sene Schutzräume zur Verfügung gestellt werden? 


Zu Frage 27: 

Die Grundlagen des Zivilschutzes sind in dem 

— Gesetz über den Zivilschutz vom 9. August 1976 
— Gesetz über die Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes vom 9. September 1968 
— Gesetz über bauliche Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung (Schutzbaugesetz) vom 9. Sep- 
tember 1965 

geregelt. 

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort vom 
31. Juli 1981 auf die Frage des Abgeordneten Susset 
im einzelnen dargelegt hat, haben die verschiedenen 
Bereiche des Zivilschutzes einen unterschiedlichen 
Ausbaustand erreicht (BT-Drucksache Nr. 9/722, 
S. 6). Für die Förderung des Zivilschutzes waren da- 
her Prioritäten zu setzen und bestimmte Schwer- 
punktbereiche festzulegen. Dies ist geschehen. Zu 
nennen sind hier insbesondere der erweiterte Kata- 
strophenschutz mit dem bis 1990 laufenden Konsoli- 
( B ) dierungsprogramm für die Ausstattung der vom 
Bund finanzierten Einheiten und Einrichtungen und 
der freiwillige Schutzraumbau. 

Was den Schutzraumbau betrifft, der — wie ich Ih- 
ren Fragen entnehme — offenbar im Mittelpunkt Ih- 
res Interesses steht, darf ich Ihnen folgendes mittei- 
len: 

Im Dezember 1977 hat die Bundesregierung be- 
schlossen, die finanzielle Förderung des Schutz- 
raumbaus fortzuführen, nachdem seit 1975 keine 
neuen Schutzräume mehr durch Bundeszuschüsse 
gefördert worden waren. 

Seit dem Haushaltsjahr 1979 stehen wieder Bun- 
desmittel für Schutzbaumaßnahmen zur Verfügung. 
Mit diesen Mitteln werden 

— Schutzbauwerke des 2. Weltkrieges (Bunker und 
Stollen) wieder für ihren ursprünglichen Verwen- 
dungszweck nutzbar gemacht, 

— die Errichtung von öffentlichen Schutzräumen in 
Mehrzweckanlagen (Tiefgaragen, U-Bahn-Höfe und 
U-Bahn-Streckenabschnitte) mit pauschalierten 
Bundeszuschüssen gefördert und 

— der Bau von Hausschutzräumen in Schulen und 
Wohnungen ebenfalls mit Mitteln aus dem Bundes- 
haushalt bezuschußt. 

Trotz der gegenwärtig ungünstigen Haushaltslage 
werden in diesem Jahr mehr als 89 Millionen DM für 
Schutzbaumaßnahmen zur Verfügung stehen, was 
gegenüber dem Vorjahr eine Steigerung von rd. 
31 v. H. bedeutet. 


Zu Frage 28: (C) 

Die Gesamtzahl der vorhandenen Schutzplätze 
kennt die Bundesregierung nicht. Bekannt ist ledig- 
lich die Zahl der Schutzplätze, deren Bau der Bund 
mit einem Mittelaufwand von bisher über 900 Millio- 
nen DM unmittelbar gefördert hat. 

Dies waren am 31. Dezember 1981 rund 2,1 Millio- 
nen Schutzplätze. 

Zu dieser Zahl hinzugerechnet werden muß die 
Zahl der Schutzplätze, die lediglich durch Inan- 
spruchnahme der erhöhten steuerlichen Abschrei- 
bungen geschaffen worden ist. Darüber hinaus gibt 
es Schutzplätze, die ohne staatliche Hilfe ausschließ- 
lich auf Grund privater Eigeninitiative errichtet 
worden sind. Für beide Bereiche sind der Bundesre- 
gierung Zahlen nicht bekannt. 

Schließlich sollte nicht übersehen werden, daß 
noch weitere Schutzmöglichkeiten auf Grund der 
vorhandenen Bausubstanz, z. B. in ausgebauten Kel- 
lern, unterirdischen Lagerräumen, und noch aus 
dem 2. Weltkrieg erhaltene Schutzräume vorhanden 
sind. Auch hierüber liegen keine Zahlenangaben 
vor. 

Abschließend kann also festgestellt werden, daß 
die Zahl der tatsächlich vorhandenen Schutzmög- 
lichkeiten über die in den Medien veröffentlichte 
Größenordnung, wonach nur für 3 v. H. der Bevölke- 
rung Schutzräume vorhanden sein sollen, wahr- 
scheinlich nicht unbeträchtlich hinausgeht. 


(D) 


Anlage 7 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fröhlich auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) (Drucksa- 
che 9/1481 Frage 29): 

Trifft es zu, daß es innerhalb der Bundesregierung Überle- 
gungen gibt, dem Parlament die Einführung des Mehrheits- 
wahlrechts bei Bundestagswahlen vorzuschlagen? 


Es trifft nicht zu, daß in der Bundesregierung 
Überlegungen über die Einführung des Mehrheits- 
wahlrechts bei Bundestagswahlen angestellt wer- 
den. 


Anlage 8 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Dr. de With äuf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Geiger (CDU/CSU) (Druck- 
sache 9/1481 Fragen 30 und 31): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß bei einer Re- 
form des Insolvenzrechts die Verwertung für Mobiliarsicher- 
heiten allein beim Konkursverwalter liegen soll und im Er- 
gebnis die Verwertung von Mobiliarsicherheiten dadurch er- 
heblich erschwert wird? 

In welcher Weise sind die Reformbestrebungen beim Insol- 
venzrecht mit den Überlegungen der Bundesregierung zu ver- 
einbaren, den Mobiliarsicherheiten (Eigentumsvorbehalt, Si- 
cherungsübereignung) in den übrigen EG-Mitgliedstaaten zu 
einer rechtlichen Anerkennung zu verhelfen, und zwar auch 
im Fall der Insolvenz? 
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(A) Zu Frage 30: 


Reformüberlegungen müssen von der Tatsache 
ausgehen, daß die Zahl der Insolvenzen ständig zu- 
genommen hat, die mangels Masse die Durchfüh- 
rung eines gerichtlichen Konkursverfahrens nicht 
gestatten. In die Überlegungen, wie ohne Gefähr- 
dung der Kreditversorgung der Wirtschaft den 
schädlichen Auswirkungen dieser Entwicklung im 
Insolvenzwesen entgegengewirkt werden kann, 
wird auch der Vorschlag einbezogen, die Verwertung 
mit Mobiliarsicherheiten belasteter Sachen allein 
dem Insolvenzverwalter zu überlassen. Diesen Vor- 
schlag in Erwägung zu ziehen, liegt schon deshalb 
nahe, weil bereits das geltende Recht von dem in 
§ 127 Abs. 1 der Konkursordnung festgelegten 
Grundsatz ausgeht, daß die genannten Sachen in er- 


(B) 


ster Linie vom Konkursverwalter verwertet werden (C) 
sollen. 

Zu Frage 31: 

Die Beratungen der Regierungssachverständigen 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
zur Frage der Mobiliarsicherheiten betreffen nur 
den einfachen Eigentumsvorbehalt, also nicht des- 
sen Verlängerungs- und Erweiterungsformen und 
ebensowenig die Sicherungsübereignung oder -ab- 
tretung. 

Die Beratungen sind noch nicht abgeschlossen. 
Offen ist u. a. die Frage, ob der Aussonderungsan- 
spruch des Verkäufers im Konkurs des Vorbehalts- 
käufers innerhalb der Gemeinschaft als verbindlich 
anerkannt werden soll. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0172-6838 



